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Anlage 1 zur Drucksache 7/DS/628 

 
 
 
 
 
Abwägung 
der Belange, geäußert in den Stellungnahmen aus den 
Beteiligungen zum vorhabenbezogener Bebauungs-
plan Nr.67 ĂVollsortiment-Lebensmittelmarkt Lange 
Straßeñ der Stadt  
Fürstenwalde/Spree 

 
 
Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange sowie 
der Nachbargemeinden gemäß § 4 Abs. 2 und § 2 Abs.2 BauGB jeweils in 
Verbindung mit § 4a BauGB mit Schreiben vom 25.10.2021 
 
Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in Verbindung mit 
§ 4 a BauGB durch Auslegung vom 27.10.2021 bis einschließlich 29.11.2021 
unter Berücksichtigung von Belangen, geäußert im Rahmen der früh-
zeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Be-
lange sowie der Nachbargemeinden gemäß § 4 Abs. 1 und § 2 Abs. 2 
BauGB mit Schreiben vom 29.03.2021 und der frühzeitigen Beteiligung 
der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB durch Auslegung vom 06.04. 
2021 bis einschließlich 07.05.2021 
 
 
Stand der Planung: Satzungsbeschluss 
 
 
zur Vorlage im Stadtentwicklungsausschuss am 14.06.2022  
und im Hauptausschuss am 22.06.2022 
und in der Stadtverordnetenversammlung am 30.06.2022 
 
 
Stand der Vorlage:  24.05.2022 
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R1 Gemeinsame Landesplanungsabteilung Referat GL 5  

Behörde, sonstiger Träger öffentlicher Belange - Raumordnung -  

Stellungnahme vom: 01.11.2021 

Sachverhalt: 

Die Planungsabsicht ist an die Ziele der Raumordnung angepasst. 

Abwägungsrelevanz 

kein Abwägungserfordernis 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

Landesplanerische Zustimmung wird zu Kenntnis genommen 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 ____________________________________________________________________________________  

 

R2 Regionale Planungsgemeinschaft Oderland-Spree Regionale Planungsstelle  

Behörde, sonstiger Träger öffentlicher Belange - Raumordnung -  

Stellungnahme vom: 26.11.2021 

Sachverhalt: 

Die Stadt Fürstenwalde/Spree plant die Aufstellung eines Bebauungsplanes, um die Errichtung eines Voll-
sortiment-Lebensmittelmarktes auf einem bisher als Gemeinbedarfsfläche gewidmeten Areal zu ermögli-
chen. Das Gebiet mit einer Größe von 1,24 ha wird bisher landwirtschaftlich genutzt und schließt sich 
unmittelbar an bestehende Siedlungsbereiche an. Es soll ein Einzelhändler mit einer Gesamtverkaufsflä-
che von ca. 1950m² entstehen. 

Fürstenwalde/Spree ist entsprechend Z 3.6 (1) des LEP HR als Mittelzentrum im Weiteren Metropolenraum 
festgelegt. Entsprechend Z 2.6 des LEP HR sind großflächige Einzelhandelseinrichtungen an die zentralen 
Orte gebunden. Die genannte Planung befindet sich daher vollumfänglich in Einklang mit den Zielen der 
Raumordnung und Landesplanung. 

Hinweis zum Sachstand der Regionalplanung in der Region Oderland-Spree: 
Auf der Regionalversammlung der Regionalen Planungsgemeinschaft Oderland-Spree wurde am 
21.06.2021 der Sachliche Teilregionalplan „Regionale Raumstruktur und Grundfunktionale Schwerpunkte 
(Beschluss-Nr. 21/04/23) einstimmig als Satzung beschlossen. Der Teilregionalplan wurde am 13.09.2021 
durch die Gemeinsame Landesplanungsabteilung Berlin-Brandenburg genehmigt und ist durch die Veröf-
fentlichung im Amtsblatt für Brandenburg (Abl. 42) am 27.10.2021 rechtskräftig geworden. 

Abwägungsrelevanz 

kein Abwägungserfordernis 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 ____________________________________________________________________________________  
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T1 50Hertz Transmission GmbH Struktureinheit Netzbetrieb  

Behörde, sonstiger Träger öffentlicher Belange 

Stellungnahme vom: 27.10.2021 

Sachverhalt: 

Nach Prüfung der Unterlagen teilen wir Ihnen mit, dass sich im Plangebiet derzeit keine von der 50Hertz 
Transmission GmbH betriebenen Anlagen (z. B. Hochspannungsfreileitungen und -kabel, Umspannwerke, 
Nachrichtenverbindungen sowie Ver und Entsorgungsleitungen) befinden oder in nächster Zeit geplant 
sind. 

Die Stellungnahme gilt nur für den angefragten räumlichen Bereich und nur für die Anlagen der 50Hertz 
Transmission GmbH. 

Abwägungsrelevanz 

kein Abwägungserfordernis 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

Nicht erforderlich 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 ____________________________________________________________________________________ 

T2 Industrie- und Handelskammer Ostbrandenburg  

Behörde, sonstiger Träger öffentlicher Belange 

Stellungnahme vom: 29.11.2021 

Sachverhalt: 

Keine Einwände. 

Abwägungsrelevanz 

Kein Abwägungserfordernis 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

Nicht erforderlich 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 ____________________________________________________________________________________ 

T3 Polizeipräsidium Brandenburg -Polizeidirektion Ost-  

Behörde, sonstiger Träger öffentlicher Belange 

Stellungnahme vom: 26.10.2021 

Sachverhalt: 

Keine Einwände/Bemerkungen. 
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Abwägungsrelevanz 

Kein  

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

Nicht erforderlich. 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 ____________________________________________________________________________________  

T4 Landkreis Oder-Spree ïSchulverwaltungsamt- 

Behörde, sonstiger Träger öffentlicher Belange 

Stellungnahme vom: 25.10.2021 

Sachverhalt: 

Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung. 

Abwägungsrelevanz 

kein Abwägungserfordernis 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

Nicht erforderlich. 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 ____________________________________________________________________________________  

 

T5 Landkreis Oder-Spree ïGesamtstellungnahme- 

Behörde, sonstiger Träger öffentlicher Belange 

Stellungnahme vom: 26.11.2021 

Sachverhalt T5/1: 

Bauordnungsamt SG Technische Bauaufsicht: 
Keine Einwände. 

Abwägungsrelevanz 

Kein Abwägungserfordernis 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

Nicht erforderlich 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 ____________________________________________________________________________________  

 

Sachverhalt T5/2: 

Umweltamt SG Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbehörde: 
Keine Einwände 



Seite 6 von Seiten: 42 

  vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 67 Vollsortiment-Lebensmittelmarkt Lange Straße“ – Abwägung, 
Stand: 25.02.2022 

Abwägungsrelevanz 

Kein Abwägungserfordernis 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

Nicht erforderlich. 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 ____________________________________________________________________________________ 

Sachverhalt T5/3: 

Umweltamt SG Untere Naturschutzbehörde 
 
Aus den Ausführungen des Umweltberichtes, der Potentialanalyse, den Ergebnissen der Brutvohelerfas-
sung und Plandarstellung ergeben sich folgende 
 
Einwendungen 
Eingriffsregelung (§ 13 ff BNatSchG): 
Die Eingriffsregelung ist nicht korrekt abgearbeitet. Die mit dem Umweltbericht zum Bearbeitungsstand 
August 2021 eingereichte Flächenbilanz zur Kompensation geplanter Versiegelung offener Bodenfläche ist 
entsprechend den nachfolgenden Forderungen anzupassen. 
 
Der Kompensationswert für einen mittelgroßen Baum ist von 50 m²/Baum auf 30 m²/Baum, für einen groß-
kronigen Baum von 80 m²/Baum auf 50 m²/Baum zu reduzieren. 
 
Teilversiegelte Flächen sind in gepflasterte oder wassergebundene Flächen unter Angabe des Versiege-
lungsgrades zu untergliedern. 
 
Die Fläche der Fassadenbegrünung kann nur mit maximal 2 Meter Höhe im Verhältnis zur zu begrünenden 
Gebäudelänge angerechnet werden. Der Kompensationsfaktor ist dabei von 0,5 auf 0,25 zu reduzieren. 
 
Die Gesamtbilanz der Eingriffs- und Ausgleichsflächen ist anzupassen. 
 
Die verbleibende Pflicht zur Kompensation ist in den Hinweisen des B-Planes unter Externe Ausgleichs-
maßnahmen aufzuführen. 

Abwägungsrelevanz 

Voll abzuwägen  

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

Den Einwendungen wird gefolgt. Die geforderten Kompensationswerte werden den Berechnungen zu-
grunde gelegt und die Gesamtbilanz der Eingriffs- / Ausgleichsflächen wird angepasst. 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 ____________________________________________________________________________________ 

 

Sachverhalt T5/4: 

Umweltamt SG Untere Naturschutzbehörde – hier Artenschutz- 
 
Bedenken 
Artenschutz (§ 44 BNatSchG): 
Um zu verhindern, dass artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG durch die Reali-
sierung des o.g. Bauvorhabens ausgelöst werden, sind die folgenden Vermeidungsmaßnahmen als textli-
che Festsetzungen/vertragliche Regelungen in den B Plan zu übernehmen:  
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¶ Die Baufeldfreimachung erfolgt außerhalb der Brutperiode, vor den 1. März und nach dem 30. Sep-
tember. 

¶ Große Glasflächen können Verbotstatbestände der Verletzung oder Tötung nach § 44 Abs. 1 
BNatSchG auslösen. Zur Minimierung der Gefährdungsquellen sind für Glasflächen daher bereits 
bauseitig nachweislich wirksame Maßnahmen zu ergreifen, um den sogenannten Vogelschlag zu 
vermeiden. Es sind Materiealien für Glasflächen so zu wählen, dass sie für Vögel, z. B. durch Mar-
kierungen, sichtbar gemacht werden. Durchsichten durch das geplante Gebäude (wie Flugtunnel für 
Vögel) sind zu vermeiden. 

¶ Zur Minimierung negativer Eingriffsfolgen zum Insektenschutz sind geeignete Leuchtmittel für die Be-
leuchtung der Straßen, Außenanlage und des Gebäudes zu verwenden. 

Abwägungsrelevanz 

Voll abzuwägen  

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

Den Einwendungen wird gefolgt. Die geforderten Maßnahmen werden in den Durchführungsvertrag über-
nommen und werden darin verbindlich geregelt. 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 ____________________________________________________________________________________  

 

Sachverhalt T5/5: 

Stabsstelle Stärkung des ländlichen Raumes, Sicherung Daseinsvorsorge 

 

SG  Kreisentwicklung und Investitionsförderung 

Nach Betrachtung der eingereichten Planbegründung ist zu konstatieren, dass die aufgeführten Beden-
ken, die im Zuge der Stellungnahme vom 19.05.2021 formuliert wurden, berücksichtigt und begründet wur-
den. Ferner stehen keine entscheidungserheblichen Belange dem Bauleitplanverfahren   entgegen, sofern 
das Vorhaben mit dem Einzelhandels und Zentren Konzeptes der Stadt Fürstenwalde/Spree (November 
2017) vereinbar ist. 

 

FB Wirtschaftsförderung 

Sofern das mit dem Bauleitplanverfahren verbundene Investitionsvorhaben mit der 1. Fortschreibung des 
Einzelhandels- und Zentren Konzeptes für die Stadt Fürstenwalde/Spree (November 2017) vereinbar ist, 
stehen dem Bauleitplanverfahren keine entscheidungserheblichen Belange entgegen. 

Abwägungsrelevanz 

Keine Anregungen oder Bedenken. Das Vorhaben stimmt mit dem Einzelhandels- und Zentrenkonzept 
2017 der Stadt Fürstenwalde überein. 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

Nicht erforderlich. 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 ____________________________________________________________________________________  

Sachverhalt T5/6: 

Umweltamt SG untere Wasserbehörde  

 

Der zugrundliegende Flächennutzungsplan vom 21. August 1997 (FNP) ist bereits 24 Jahre alt und dieser 
unterliegt der 32. Änderung. Es wird empfohlen den FNP zu überarbeiten [§5 Absatz 4a Baugesetzbuch 
(BauGB), § 6 Absatz 6 BauGB, § 246a BauGB] 
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Abwägungsrelevanz 

Die Anmerkung bezieht sich auf die FNP-Ebene und ist für Aufstellung des vorhabenzogenen Bebauungs-
planes nicht relevant. Die Neubekanntmachung des FNP erfolgt im aktuell laufenden Verfahren der 19. 
Änderung. 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

Nicht erforderlich. 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 ____________________________________________________________________________________ 

Sachverhalt T5/7: 

Kommunales Wirtschaftsunternehmen Entsorgung 
 
Die baulichen Veränderungen im Bereich der Langen Straße sind so zu planen, dass die Lange 

Straße von unseren Entsorgungsfahrzeugen (Breite 2,55 Meter, Länge 12 Meter, Höhe 3,80 bis 4,10 

Meter, Gesamtmasse 26 Tonnen) vollständig befahren werden kann. . Dazu gehört auch, dass die 

Einfahrt in die bzw. die Ausfahrt aus den Wohnstraßen, die auf der dem Plangebiet gegenüberlie-

genden Seite der Langen Straße in diese einmünden (Erich-Weinert-Siedlung, Kleiststraße, Hauff-

straße) in beiden Richtungen möglich bleibt. 

 
Die Abfallbehälter sind nach den geltenden Vorschriften der. Abfallentsorgungssatzung vor dem Ent-

sorgungsgrundstück zur Entleerung bereitzustellen. Daher sind vor dem Grundstück ausreichend 

Stellflächen zur Bereitstellung der Abfallbehälter im öffentlichen Verkehrsraum vorzusehen, die mit 

einem Entsorgungsfahrzeug ungehindert angefahren werden können. Gleichermaßen sind auf dem 

Grundstück ausreichende Stellflächen für die Abfallbehälter zu planen, um die benötigte Anzahl von 

Abfallbehältern aufzustellen. Auf Grund der Art der Nutzung ist von einem erhöhten Abfallaufkommen 

auszugehen. 

 

Folgende Behältergrößen stehen zur Verfügung 

 

Restabfall: 120 Liter, 240 Liter und 1.100 Liter 

Papier, Pappe und Kartonage (PPK): 240 Liter und 1.100 Liter 

 

Die Maße der Abfallbehälter betragen: 

 

 Breite (in Metern) Tiefe (in Metern) Höhe (in Metern) 

120-Liter-Behälter 0,49 0,553 0,935 

240-Liter-Behälter 0,58 0,73 1,076 

1.100-Liter- 

Behälter 

1,36 1,07 1,465 

 

Die notwendige Anzahl der Behälter richtet sich nach der Menge der anfallenden Abfälle. Deren An-

zahl ist so zu bemessen, dass alle zwischen zwei Regelleerungen anfallenden Abfälle aufgenommen 

werden können. 

 

Der Abstand zwischen den Regelleerungen beträgt bei 

 

Restabfall: 120-Liter- und 240-Liter-Behälter vier Wochen 

                  1.100-Liter-Behälter eine Woche 

PPK: unabhängig der Behältergröße vier Wochen 
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Abwägungsrelevanz 

Entfällt, da die geforderte Vereinbarkeit nachgewiesenermaßen gegeben ist. Im Übrigen werden die vor-
handenen Gemeindestraßen durch die Planung nicht geändert. 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

Nicht erforderlich. Die Bedingungen für die KWU-Entsorgung bleiben unverändert. Alle sonstigen Hinweise 
werden berücksichtigt. 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 ____________________________________________________________________________________  

 

Sachverhalt T5/8: 

Amt für Straßenverkehr und Ordnung SG Kfz-Zulassung, Allgemeine Verkehrsangelegenheiten 

 
Da keine genaueren Ausführungen bezüglich der geplanten Errichtung der Haltestelle dargelegt sind, wird 
auf die Stellungnahme vom 25.05.2021 zum AZ 20164-21-93 verwiesen. 
Auszug Stellungnahme vom 17.05.21: 

 
„lm Zusammenhang mit der Errichtung des Lebensmittel-Vollsortimentmarktes ist geplant ein zusätzli-
ches Haltestellenpaar einzurichten, dem wird vorerst nicht zugestimmt. 

 
Wie bereits in der Begründung dargelegt wurde, sind bereits 2 Haltestellen in zumutbarer Entfernung 
existent. 

 
Weiterhin ist fraglich, ob und wie die regelkonforme Ausgestaltung einer Haltestelle umsetzbar     ist. 
  
Aktuell verläuft ein getrennter Geh-/Radweg entlang des Plangebietes, der aus beiden Richtungen zu 
befahren ist (Benutzungspflicht). Der Radverkehrist hinter dem Fahrgastunterstand entlangzuführen, 
eine bauliche Umgestaltung des Geh-/Radweges wäre dafür erforderlich." 

Weiterhin gibt es folgende Anmerkungen: 
 
Für den Fall, dass amtliche Beschilderung auf dem Parkplatz aufgestellt werden soll, ist eine ver-

kehrsrechtliche Anordnung, unter Vorlage eines Verkehrszeichenplans beim Amt für Straßenverkehr 

und Ordnung zu beantragen. 

 
Bei der Anlage der Stellplätze ist die Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen (RAST 06) zu beachten. 

 
Das Amt für Straßenverkehr und Ordnung ist bei der weiteren Planung miteinzubeziehen: 

Abwägungsrelevanz 

Voll abzuwägen  

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

Den Einwendungen wird nicht gefolgt. Die zusätzliche Planung eines Haltestellenpaares im Bereich des 
Plangebietes  bleibt auch vor dem Hintergrund weiterer Entwicklung im Bereich Lange Straße bestehen.   
Die übrigen Hinweise werden beachtet. 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 ____________________________________________________________________________________  

Sachverhalt T5/9: 

Bauordnungsamt AG Bauleitplanung 
Es sollte geprüft werden, ob es sich bei der öffentlichen Straßenverkehrsfläche parallel zur Straße 
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,,An der Kohlenbahn" um eine einbezogene Fläche außerhalb des VEP nach § 12 Abs. 4 BauGB 

handelt. 

 
Die Rechtsgrundlagen sind zu aktualisieren. 

Abwägungsrelevanz 

kein Abwägungserfordernis.  
Die angesprochene Fläche dient der Erweiterung der Straße „An der Kohlenbahn“ und ist integraler Be-
standteil sowohl des Vorhaben- und Erschließungsplans als auch des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans.  
Die Aktualisierung der Rechtsgrundlagen wird im laufenden Verfahren regelmäßig fortgeschrieben.  

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

Nicht erforderlich. 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen _ 

 ____________________________________________________________________________________ 

 

T6  Deutscher Wetterdienst 

Behörde, sonstiger Träger öffentlicher Belange 

Stellungnahme vom: 17.11.2021 

Sachverhalt: 

im Namen des Deutschen Wetterdienstes (DWD) bedanke ich mich für die Beteiligung als Träger öffent-

licher Belange am Genehm.igungsverfahren zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 67 Vollsortiment 

Lebensmittelmarkt Lange Straße" der Stadt Fürstenwalde/Spree und nehme hierzu wie folgt Stellung. 

 
Das geplante Vorhaben beeinträchtigt nicht den öffentlich-rechtlichen Aufgabenbereich des Deutchen 
Wetterdienstes. 

 
Deshalb werden dagegen keine Einwände erhoben. 
 
Sofern Sie für Vorhaben in Ihrem Einzugsgebiet amtliche klimatologische Gutachten für die Landes-, 

Raum- und Städteplanung, für die Umweltverträglichkeit (UVP) o. ä. benötigen, können Sie diese bei 

uns in Auftrag geben bzw. Auftraggeber in diesem Sinne informieren. 

Abwägungsrelevanz 

kein Abwägungserfordernis 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

Zustimmung wird zu Kenntnis genommen. 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen _ 

 ____________________________________________________________________________________ 

 

T7  Landesbüro anerkannter Naturschutzverbände 

Behörde, sonstiger Träger öffentlicher Belange 

Stellungnahme vom: 22.11.2021 
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Sachverhalt: 

Die Verbände bedanken sich für die erneute Beteiligung an o.g. FNP-Änderung und verweisen auf unsere 

Stellungnahme vom 03. 05.2021, die weiterhin im übertragenen Sinn volle Gültigkeit behält: 

„Vorgesehen ist der Bau eines weiteren Einkaufsmarktes (EDEKA) mit einer Verkaufsfläche von 2.000 m². 

lm rechtsgültigen Flächennutzungsplan ist die Fläche als Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung 

Schule/Sport dargestellt. Der Flächennutzungsplan soll parallel zum Bauleitplanverfahren geändert / ange-

passt werden. Die Verbände nehmen zur Kenntnis, dass die Fläche für eine bauliche Nutzung vorgesehen 

ist. 

Dennoch verweisen wir auf die bereits vorhandenen 23 Anbieter mit insgesamt 23.200m² Verkaufsfläche. 

Unserer Ansicht nach ist die Versorgung der Fürstenwalder Bevölkerung ausreichend gesichert, so dass 

es keiner weiteren Verkaufsmärkte bedarf. 

Die Fläche sollte, wie bislang geplant, der Schule/Sport vorbehalten bleiben. Hier wird auch eine höhere 

Gewichtung des Gemeinwohls gesehen. 

Sollte dennoch an der Planung festgehalten werden, sind im Zuge der Eingriffsregelung alle Eingriffe 

schutzgutbezogen zu bilanzieren und rechtsverbindlich festzusetzen. 

Darüber hinaus ist zu prüfen, ob zur effektiveren Inanspruchnahme von Grund und Boden der Supermarkt 

um ein Stockwerk mit Wohnungen aufgestockt werden kann. 

 

FAZIT: 

Grundsätzliche Bedenken werden nicht geäußert, da auch die Gemeinbedarfsfläche erhalten bleibt. Die 

Ausweisung einer Grünfläche ,,Parkanlage" wird positiv gesehen. 

Allerdings wird ein bestehender Bedarf nach wie vor nicht gesehen und konnte auch in den Planungsun-

terlagen nicht nachvollziehbar nachgewiesen werden. Letzteres ist aber notwendig, um die zu erwartenden 

Eingriffe in den Naturhaushalt zu akzeptieren. 

Abwägungsrelevanz 

Es werden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht. Jedoch wird die Erforderlichkeit bezweifelt, da 
die Naturschutzverbände keinen Bedarf für einen weiteren Markt sehen. Die Beurteilung der Erforderlich-
keit des geplanten Lebensmittel-Vollsortimenters ist durch den Gutachter durch die Verträglichkeitsana-
lyse erbracht. Diese ist nicht zu bezweifeln. 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

nicht erforderlich 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen _ 

T8  Deutsche Telekom 

Behörde, sonstiger Träger öffentlicher Belange 

Stellungnahme vom: 14.12.2021 
 
Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentümerin und 

Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt 

und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planver-

fahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzuge-

ben. 

 
lm Planbereich befinden sich Telekommunikationsliniender Telekom, die aus beigefügtem Plan ersicht-

lich sind. 

 
Wir bitten Sie, die Ihnen überlassene Planunterlage nur für interne Zwecke zu benutzen und nicht 

an Dritte weiterzugeben. 

 
Ihre geplante Baumaßnahme ist so auszuführen, dass die vorhandenen TK-Linien der Telekom nicht 
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störend beeinträchtigt werden. Die TK-Linien dürfen ohne vorherige Zustimmung weder verändert noch 

unter- bzw. überbaut werden.. 

 

Wir bitten folgende fachliche Festsetzung in den Bebauungsplan aufzunehmen: 
 

ln allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer Leitungszone in einer 
Breite von  ca. 0,5 m für die Unterbringung der Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen. 

 
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und 
Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 2013; siehe 
insbesondere Abschnitt 6, zu beachten. 
Wir bitten sicherzustellen, dass durch die Baumpflanzungen der Bau, die Unterhaltung und Erweiterung 
der Telekommunikationslinien der Telekom nicht behindert werden. 

 
Zur Versorgung des neu zu errichtenden Gebäudes mit Telekommunikationsinfrastruktur durch die Te-
lekom ist die Verlegung neuer Telekommunikationslinien im Plangebiet und außerhalb des Plangebiets 
erforderlich. 
 
Für  den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die  Koordinierung mit dem Stra-
ßenbau und den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist es notwendig, dass Beginn und Ablauf 
der Erschließungsmaßnahmen im Bebauungsplangebiet der  Deutschen Telekom Technik GmbH unter 
der im Briefkopf genannten Adresse so früh wie möglich, mindestens 4 Monate vor Baubeginn, schrift-
lich angezeigt  werden. 
 
Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der vorhandenen Telekommunika-
tionslinien vermieden werden und aus betrieblichen Gründen (z. B. im Falle von Störungen) der unge-
hinderte Zugang zu den Telekommunikationslinien jederzeit möglich ist. 
Insbesondere müssen Abdeckungen von Abzweigkästen und Kabelschächten sowie oberirdische Ge-
häuse soweit freigehalten werden, dass sie gefahrlos geöffnet und ggf. mit Kabelziehfahrzeugen ange-
fahren werden können. Es ist deshalb erforderlich, dass sich die Bauausführenden vor Beginn der 
Arbeiten über die Lage der zum Zeitpunkt der Bauausführung vorhandenen Telekommunikationslinien 
der Telekom informieren. Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu beachten. 
Wir bitten die verspätete   Stellungnahme   zu entschuldigen. 

 

Abwägungsrelevanz 

Es werden keine Anregungen oder Bedenken vorgetragen. Die Hinweise werden beachtet. 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

Nicht erforderlich 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen _ 

 ____________________________________________________________________________________ 

 

T9  Landesamt für Bauen und Verkehr 

Behörde, sonstiger Träger öffentlicher Belange 

Stellungnahme vom: 19.11.2021 
 

Sachverhalt: 

Den von Ihnen eingereichten Vorgang habe ich in der Zuständigkeit als Verkehrsoberbehörde des Lan-
des  Brandenburg  gemäß  Zuständigkeitsregelung hinsichtlich der Beteiligung der Verkehrsbehörden 
und der Straßenbauverwaltung als Träger öffentlicher Belange in Planverfahren" Erlass des Ministeriums 



Seite 13 von Seiten: 42 

 vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 67 Vollsortiment-Lebensmittelmarkt Lange Straße“– Abwägung, 
Stand: 24.05.2022 

für Infrastruktur und Landesplanung vom 17.06.2015 (Amtsblatt für Brandenburg Nr. 27 vom 15.07.2015) 
geprüft. 
 
Gegen die vorliegende Planung bestehen im Hinblick auf die zum Zuständigkeitsbereich des Landesam-
tes für Bauen und Verkehr gehörenden Verkehrsbereiche Eisenbahn/Schienenpersonennahverkehr, 
Binnenschifffahrt, übriger ÖPNV und Luftfahrt keine Bedenken. 
Anlagen der Eisenbahn sowie schiffbare Landesgewässer werden nicht berührt. Ein Anschluss des Plan-
gebietes an den ÖPNV besteht in der Nähe. 
 
Durch die verkehrsplanerische Stellungnahme bleibt die, aufgrund anderer Vorschriften bestehende Ver-
pflichtung zum Einholen von Genehmigungen, Bewilligungen oder Zustimmungen unberührt. 
 

Abwägungsrelevanz 

kein Abwägungserfordernis 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

Nicht erforderlich 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 ____________________________________________________________________________________  

 
T10  Landesamt für Umwelt -Gesamtstellungnahme- 

Behörde, sonstiger Träger öffentlicher Belange 

Stellungnahme vom: 25.11.2021 

 

Sachverhalt T10/1: 

Abteilung Technischer Umweltschutz 2: Immissionsschutz 

Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 67 "Vollsortiment-Lebensmittelmarkt Lange Straße" der 
Stadt Fürstenwalde/Spree sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung eines Le-
bensmittelmarktes mit einer Gesamtverkaufsfläche  von 1.951  m² geschaffen  werden. Für die beabsich-
tigte Planung soll gemäß § 11 BauNVO ein sonstiges Sondergebiet großflächiger Einzelhandel mit der 
Zweckbestimmung ,,Vollsortiment-Lebensmittelmarkt" festgesetzt werden. 
lm Flächennutzungsplan der Stadt Fürstenwalde/Spree ist das Plangebiet als Fläche für den Gemeinbedarf  
dargestellt. Der FNP wird im Parallelverfahren geändert.  
Das LfU hat zuletzt mit Schreiben vom 03.05.2021 eine Stellungnahme zu der o. g. Planung abgegeben 
 
Stellungnahme: 
Rechtsgrundlage 
Gemäß § 50 Satz 1 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BlmSchG) sind bei raumbedeutsamen Planungen 
und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen, dass 
schädliche Umwelteinwirkungen so weit wie möglich vermieden werden. 
Gemäß § 1 Abs. 6 Baugesetzbuch (BauGB) sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die Belange des Umweltschutzes, insbe-
sondere die umweltbezogenen Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die Bevöl-
kerung insgesamt zu berücksichtigen. 
 
Aus immissionsschutzfachlicher Sicht ergeben sich zum vorliegenden vorhabenbezoqenen Bebauungs-
plan, Stand: Entwurf August 2021, keine grundsätzlichen Bedenken. 
Die Belange des Immissionsschutzes wurden in der Begründung zum Bebauungsplan sowie im Umwelt-
bericht (Schutzgut Mensch, Klima/Luft) in ausreichendem Umfang dargelegt. Festzustellen ist, dass schäd-
liche Umwelteinwirkungen in den angrenzenden schutzwürdigen Gebieten (Allgemeine Wohngebiete) 
durch entsprechende Maßnahmen (u.a. reduzierte Öffnungszeiten) vermieden werden können. 
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Hinweise Öffnungszeiten 
Bezüglich .der angestrebten Öffnungszeiten des Marktes  wird darauf hingewiesen, dass  auch die Öff-
nungszeiten am Morgen entsprechend beschränkt  werden sollten, damit sichergestellt ist, dass auch  hier 
die ersten  Kunden und  Mitarbeiter den Parkplatz nicht vor 6.00 Uhr befahren. Dieser Fall (Nachtnutzung 
Parkplatz) wurde in der schalltechnischen Untersuchung nicht betrachtet. 
 
Hinweise zu der überarbeiteten schalltechnischen Untersuchung (Hoffmann-leichter Ingenieurgesellschaft 
mbH vom 18.05.2021) 
lm Zusammenhang mit der überarbeiteten schalltechnischen Untersuchung ist festzustellen, dass der Gut-
achter die Hinweise zur Darstellung/Dokumentation der gebietsspezifische.n Nutzung der vorhandenen 
Bebauung außerhalb des Planqebiets aufgenommen und umgesetzt hat. 
Darüber hinaus  hatte das LfU  im Hinblick auf eine bessere allgemeine Verständlichkeit der Gewerbelärm-
berechnungen empfohlen, die dazu verwendeten Eingangsdaten  sowie die benutzten Berechnungsfor-
meln mit Angabe der  Quelle und  Fundstelle (z.  B. Parkplatzlärmstudie (2007) des Bayerischen 
Landesamtes für Umwelt, Seitenzahl(en), Angabe der Berechnungsformel(n) •vollumfänglich und nachvoll-
ziehbar darzustellen. Diesem Hinweis ist der Gutachter nicht gefolgt. 
Daher sollten im überarbeiteten Gutachten in den Textabschnitten ,,Einkaufswagenbox'' (Seite 7), ,,Lkw 
Stellplatz" (Seite 8) und ,,Warenumschlag mit Handhubwagen" (Seite 9) zumindest die Hessische Lkw-
Geräuschstudie aus dem Jahr 2005 als entsprechende Literaturquelle (siehe auch schalltechnische Unter-
suchung Abschnitt 6) angegeben werden. Dagegen findet sich für den Emissionsansatz der ,,Rollgeräu-
sche im Inneren des Lkw" (Seite 8) und zum ,,Warenumschlag an der Außenrampe" (Seite 8) in der 
schalltechnischen Untersuchung im Abschnitt 6 kein Quellennachweis. Diese Angabe sollte in der schall-
technischen Untersuchung ergänzt werden. 
 

Abwägungsrelevanz 

Es werden weder Anregungen noch Bedenken zu Planung vorgetragen. Es werden Hinweise zur Beach-
tung der Öffnungszeiten gegeben, die beachtet werden. Zur Regulierung der Betriebszeiten des Marktes 
wird eine beschränkt persönliche Dienstbarkeit zugunsten der Stadt im Grundbuch eingetragen. Es werden 
Hinweise zur redaktionellen Überarbeitung der schalltechnischen Untersuchung gegeben. Diese werden 
an den Gutachter mit der Bitte um Beachtung weitergegeben. 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

Nicht erforderlich 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 ____________________________________________________________________________________ 

 

Sachverhalt T10/2: 

Abteilung Wasserwirtschaft 1 und 2 
 
Die wasserwirtschaftlichen Belange des LfU  gemäß BbgWG  § 126 Abs. 3, Satz 3 betreffend  werden 
folgende Hinweise gegeben: 
Das Referat W13 (Wasserwirtschaft in Genehmigungsverfahren) hat 1m Rahmen der Behördenbeteili-
gung zu genanntem Bebauungsplan zuletzt innerhalb der Gesamtstellungnahme des LfU vom 
03.05.2021 eine Stellungnahme abgegeben. 
 
Da es bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt keine neuen Erkenntnisse zu dem Vorhaben gibt, behalten die in 
der Stellungnahme getroffenen Aussagen weiterhin ihre Gültigkeit. 
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Abwägungsrelevanz 

Es wird auf die Fortgeltung der Stellungnahme aus der frühzeitigen Beteiligung verwiesen. Darin wurde 
ausgeführt. 
Im Umweltbericht wird eine mögliche Grundwasserhaltung für die Gründung des Gebäudes erwähnt, ohne 
genaue Angaben zu machen. Es wird darauf hingewiesen, dass für die Grundwasserhaltung bis 2.000 m³/d 
eine wasserrechtliche Erlaubnis der Unteren Wasserbehörde notwendig ist. Wenn für die Menge der 
Grundwasserhaltung größer als 2.000 m³/d beträgt, ist eine wasserrechtliche Erlaubnis bei der Oberen 
Wasserbehörde zu beantragen. 
Der Hinweis wurde beachtet und in  dem Umweltbericht entsprechend aufgeführt. 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

Nicht erforderlich 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 ____________________________________________________________________________________  

 
 
T11  Handelsverband Berlin-Brandenburg 

Behörde, sonstiger Träger öffentlicher Belange 

Stellungnahme vom: 10.11.2021 
 
 
Der Handelsverband Berlin-Brandenburg e.V. (HBB) bedankt sich für die Beteiligung vorhabenbezogenen 
B-Plan Nr. 67 mit Stand August 2021. 
 
Rein vorsorglich verweisen wir auf unsere Stellungnahme im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung mit 
Schreiben vom 09.04.2021. 
 
Ziel des Bebauungsplanes ist es weiterhin, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Ansiedlung 
eines VollsortimentLebensmittelmarktes mit einer Gesamtverkaufsfläche von 1.951 qm zu schaffen. 
Neben dem Einzelhandels- und Zentrenkonzept {EH-ZK) der Stadt, in der Fassung der 1. Fortschreibung aus 
2017 wurde zusätzlich eine gesamtheitliche Betrachtung für die Entwicklung von Nahversorgungsvorha-
ben in Fürstenwalde durch die Stadt beauftragt und den beteiligten Trägern mit Stand 02-2020 zur Kennt-
nis gegeben. Anlass dieses Gutachtens waren mehrere Ansiedlungsgesuche für Lebensmittelmärkte. ln 
dieser Betrachtung wurde aus fachgutachterlicher Sicht das Planvorhaben EDEKA Lange Straße zur Um-
setzung empfohlen. 
 
Beschränkt auf den fachlichen und sachlichen Aufgabenbereich des HBB werden die Fachgutachten mit 
Stand Februar und Mai 2020 zur Kenntnis genommen. 
 
Ergänzend möchten wir darauf hinweisen und anmerken, dass sowohl die Verträglichkeitsanalyse für die An-
siedlung des aktuell geplanten EDEKA Marktes und auch das Gutachten für die gesamtheitliche Be-
trachtung von demselben Gutachter erstellt wurden, der auch die 1. Fortschreibung des Einzelhandels- 
und Zentrenkonzeptes (EH-ZK) in 2017 vorgenommen hat. 
 
Die Empfehlung des Gutachters, die Fortschreibung des Einzelhandels- und   Zentrenkonzeptes 2017 zuguns-
ten eines anderen Planvorhabens nicht zu empfehlen, wird mit der zentren- und nahversorgungsorientierten 
Steuerungsphilosophie begründet. 
 
ln diesem Zusammenhang möchte der HBB jedoch darauf hinweisen, dass im Rahmen einer langfristigen 
Stadtplanung grundsätzlich eine Fortschreibung konzeptioneller  Handlungsgrundlagen zu empfehlen  ist, um 
eine ganzheitliche Entwicklung der Handelsstandorte, wie z.B. den Inhaber geführten Facheinzelhandel seit 
der Marktpräsenz großflächiger Handelseinrichtungen (Gewerbeanmeldungen/ Gewerbeabmeldungen 
Einzelhandel) aufmerksam beobachten und bewerten zu können. 
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Die Zahl der kleinteiligen Inhaber geführten Facheinzelhandelsgeschäfte ist nicht nur durch Alter bedingte Ge-
schäftsaufgaben weiter rückläufig. Die Unternehmensnachfolge gestaltet sich schwierig, wie uns auf Nach-
frage gegenüber der IHK Ostbrandenburg bestätigt wurde, insbesondere für die Branchen, die durch die 
Zwangsschließungen in der Corona-Pandemie betroffen waren und immer noch sind. 
 
Nach unserer Einschätzung und Wahrnehmung des Leerstands im öffentlichen Raum wird der Verlust an An-
gebots-·und Geschäftsvielfalt im stationären Inhaber geführten Facheinzelhandel weiter zunehmen, da nicht nur 
die Rahmenbedingungen und der bürokratische Aufwand für eine Existenzgründung/ Unternehmensüber-
nahme aus Sicht von Gründungswilligen kritischer gesehen werden, sondern auch unvorhersehbare Ereig-
nisse wie eine Pandemie auf Standortentwicklungen wirken. 
 
Da der Gutachter ausschließlich die Wirkungen auf den Einzelhandel vor Ort im Zusammenhang der 
städtebaulichen Wirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche betrachtet, sind und bleiben die Nach-
nutzungen leer gefallener Handelsimmobilien in allen Größen dennoch wirtschaftliche Potentialflächen, 
die es gemeinsam mit den Immobilieneigentümern neu zu nutzen gilt. 
 
Abschließend ist festzustellen, dass mit dem Vorhaben die Verkaufsfläche in Fürstenwalde um weitere 1.951 
m² anwachsen wird und der bereits durch den Gutachter festgestellte Verkaufsflächenschwerpunkt im Sor-
timentsbereich Nahrungs- und Genussmittel (bei   unterdurchschnittlichem Kaufkraftniveau) als überdurch-
schnittlich einzustufen ist. 
 
Der stadtplanerische Ansatz von Fürstenwalde im INSEK 2030 als auch im EH-ZK2017, sich den Aufgaben 
und Herausforderungen der zukünftigen Stadtentwicklung zu stellen, würde aus Sicht des HBB mit Blick 
auf die politischen Entscheidungsträger bedeuten, in der gemeinsamen kommunalen Eigenverantwor-
tung die Auswirkungen  einer pandemischen Lage mit Zwangsschließungen auszublenden und zu unter-
schätzen. 

Abwägungsrelevanz  

Auswertung: 

Der Handelsverband Berlin-Brandenburg (HBB) merkt unter anderem an, bezüglich der Empfehlung im „VG S+H 
kumulative Betrachtung“ die Fortschreibung des Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes 2017 zugunsten eines 
anderen Vorhabens nicht zu empfehlen folgendes an: 
 
Die Aussage bezüglich der Empfehlung das EHK Fürstenwalde 2017 zugunsten eines anderen Planvorhabens 
nicht fortzuschreiben, bezieht sich auf eine entsprechende Passage im VG Kumulative Betrachtung. Diese Aus-
sage bezog sich nicht auf die grundsätzliche Notwendigkeit das EHK Fürstenwalde 2017 im regelmäßigen Tur-
nus bzw. vor dem Hintergrund sich verändernder Rahmenbedingungen (z. B. Veränderungen im 
Einzelhandelsbesatz, Landesplanung) fortzuschreiben. Vielmehr bezog sich diese Aussage auf ein im VG Ku-
mulative Betrachtung konkret geprüftes Planvorhaben, dessen Realisierung aus fachgutachterlicher Perspektive 
im Kontext der stadtentwicklungspolitischen Zielstellungen zur Nahversorgung in Fürstenwalde/Spree nicht emp-
fohlen werden konnte. Gleichwohl erachtet es  der Gutachter für sinnvoll und zielführend, das EHK Fürstenwalde 
2017 gerade vor dem Hintergrund der Auswirkungen der Corona-Pandemie auf den stationären Einzelhandel 
hinsichtlich der stadtentwicklungspolitischen Zielstellungen perspektivisch fortzuschreiben. 
 
Der Gutachter  stimmt dem HBB bezüglich den Herausforderungen des Umgangs mit zunehmenden Leerstän-
den von Handelsimmobilien zu. Zum Umgang mit potenziellen Leerständen stehen dabei mehrere (städtebauli-
che) Instrumente zur Verfügung (u. a. Innenstadtentwicklungskonzepte, Leerstandsmanagement, City-
management etc.). 
Durch das Planvorhaben sind jedoch keine städtebaulich negativen Auswirkungen in Form von Geschäftsaufga-
ben oder -umstrukturierungen zu erwarten (vgl. VG S+H 2020, Kapitel 6.2 und 6.3). Folglich ist diese Thematik 
im Hinblick auf das Bauleitplanverfahren des Planvorhabens nicht relevant. 
 

Bezüglich der weiter anwachsenden Verkaufsfläche in Fürstenwalde ist festzuhalten, dass durch das Plan-
vorhaben keine städtebaulich negativen Auswirkungen auf die zentralen Versorgungsbereiche und/oder die in-
tegrierte Nahversorgung i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO weder in Fürstenwalde/Spree noch im Untersuchungsraum 
zu erwarten sind und das Vorhaben als konform zum EHK Fürstenwalde 2017 und zum LEP HR 2019 zu be-
zeichnen ist. Der Verkaufsflächenzuwachs ist somit auch vor dem Hintergrund des überdurchschnittlichen Ver-
kaufsflächenschwerpunktes im Sortimentsbereich Nahrungs- und Genussmittel unkritisch zu sehen. 
 
Fazit 

Q 

o 
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Die aufgeworfenen Aspekte in der Stellungnahme des HBB tangieren nur bedingt das Verfahren zum 
Bebauungsplan Nr. 67 „Vollsortiment-Lebensmittelmarkt Lange Straße“ und zielen vielmehr auf die 
zukünftigen Herausforderungen für den Einzelhandel in Fürstenwalde/Spree in Bezug auf zuneh-
mende Leerstände in den zentralen Versorgungsbereichen – u. a. forciert durch die Corona-Pandemie 
– ab. 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

 Die vom Handelsverband Berlin-Brandenburg vorgebrachten Belange bezüglich der Fortschreibung des 
Einzelhandelskonzeptes werden bei einer erneuten Fortschreibung berücksichtigt. 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 

 

T12  Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe 

Behörde, sonstiger Träger öffentlicher Belange 

Stellungnahme vom: 05.11.2021 

Sachverhalt: 

Im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für bergbauliche und geologische Belange äußert sich das 
Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe (LBGR) auf der Grundlage der ihm vorliegenden Unterlagen 
und seiner regionalen Kenntnisse zu o. g.  Planung  wie folgt: 
Das LBGR hat im Rahmen der Behördenbeteiligung zur vorliegenden Planung zuletzt   mit dem o.g. Schreiben 
eine Stellungnahme abgegeben. 
 
Nach Prüfung der eingereichten Unterlagen haben sich aus unserer Sicht keine neuen        entscheidungsrelevan-
ten Sachverhalte ergeben. Somit behalten die in unserer Stellungnahme getroffenen Aussagen weiterhin 
ihre Gültigkeit. 
 

Abwägungsrelevanz 

Auswertung: 

Es werden weder Anregungen noch Bedenken vorgetragen. 
Der Hinweis zu den geophysikalischen Untersuchungen aus der frühzeitigen Beteiligung wurde in die Plan-
begründung übernommen. 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

Nicht erforderlich  

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 

 ____________________________________________________________________________________  

 
T13  E.DIS Netz GmbH 

Behörde, sonstiger Träger öffentlicher Belange 

Stellungnahme vom: 03.11..2021 
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Sachverhalt: 

Keine Einwendung. 

- vorbehaltlich der Sicherung unseres vorhandenen Analgenbestandes keine Bedenken 

- Die im Zuge des Ausbaus des E-Netzes erforderlichen Leitungstrassen und Stationsstandort sind 
vorzusehen und abzustimmen 

- Antrag auf Erschließung durch den Vorhabenträger ist zu stellen 
 

Abwägungsrelevanz 

Es werden weder Anregungen noch Bedenken vorgetragen. Die Hinweise werden beachtet. 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

Nicht erforderlich 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 ____________________________________________________________________________________ 

 
 
T14  Zweckverband Wasserversorgung und Abwasserentsorgung Fürstenwalde und Umland 

Behörde, sonstiger Träger öffentlicher Belange 

Stellungnahme vom: 05.11.2021 

Sachverhalt: 

Wir teilen Ihnen mit, dass gegen die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 67 „Vollsorti-
ment-Lebensmittelmarkt Lange Straße" der Stadt Fürstenwalde/Spree, bei Beachtung der bereits in unse-
rer Stellungnahme vom 30. April 2021 aufgeführten Hinweise und Forderungen unsererseits keine 
grundsätzlichen Einwände bestehen. 
 
ln dieser Stellungnahme hatten wir bereits auf die Belange des Zweckverbandes sowie auf eventuell entste-
hende Berührungspunkte mit unseren Planungen zur Verlegung von Abwasserdruckleitungen hingewiesen. 
 
Am Inhalt unserer Stellungnahme vom 30. April 2021 haben sich zwischenzeitlich keine Änderungen oder Er-
gänzungen ergeben. 
 

Abwägungsrelevanz 

Aus der Stellungnahme im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung wurden die vorgetragenen Hinweise soweit 
erforderlich in die Planbegründung übernommen. Die geforderte Festsetzung „Verpflichtung zur schadlo-
sen Unterbringung des im Plangebiet anfallenden Niederschlagswassers“ wurde in der Planbegründung 
ausgeführt, als Hinweis auf der Planurkunde ergänzt und im begleitenden  Durchführungsvertrag verbind-
lich geregelt. Eine bauplanungsrechtliche Festsetzung gem. § 9 BauGB-wie gefordert-ist nicht möglich. 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 
 
Nicht erforderlich 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 ____________________________________________________________________________________ 

 
 



Seite 19 von Seiten: 42 

 vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 67 Vollsortiment-Lebensmittelmarkt Lange Straße“– Abwägung, 
Stand: 24.05.2022 

T15  EWE NETZ GmbH 

Behörde, sonstiger Träger öffentlicher Belange 

Stellungnahme vom: 29.10.2021 

Sachverhalt: 

vielen Dank für die  Beteiligung unseres Hauses als Träger  öffentlicher Belange. 
 
lm Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nähe zum Plangebiet befinden sich Versorgungsleitungen und/oder 
Anlagen der EWE NETZ GmbH. 
 
Diese Leitungen und Anlagen sind in ihren Trassen (Lage) und Standorten (Bestand) grundsätzlich 
zu erhalten und dürfen weder beschädigt, überbaut, überpflanzt oder anderweitig gefährdet werden. Bitte 
stellen Sie sicher, dass diese Leitungen und Anlagen durch Ihr Vorhaben weder technisch noch rechtlich 
beeinträchtigt werden. 
 
Sollte sich durch Ihr Vorhaben die Notwendigkeit einer Anpassung unserer Anlagen, wie z.B. Änderungen, 
Beseitigung, Neuherstellung der Anlagen an anderem Ort (Versetzung) oder anderer Betriebsarbeiten 
ergeben, sollen dafür die gesetzlichen Vorgaben und die anerkannten Regeln der Technik gelten. Glei-
ches gilt auch für die gegebenenfalls notwendige Erschließung des Plangebietes mit Versorgungslei-
tungen und Anlagen durch EWE NETZ. Bitte planen Sie in diesem Fall Versorgungsstreifen bzw.  
-korridore gemäß DIN 1998 (von min. 2,2 m für die Erschließung mit Telekommunikationslinien, Elektrizi-
täts- und Gasversorgungsleitungen) sowie die Bereitstellung notwendiger Stationsstellplätze mit ein. 
 
Die Kosten der Anpassungen bzw. Betriebsarbeiten sind von dem Vorhabenträger vollständig zu tragen 
und            der EWE NETZ GmbH zu erstatten, es sei  denn der Vorhabenträger und die EWE NETZ GmbH 
haben eine anderslautende Kostentragung vertraglich geregelt. 
 
Die EWE NETZ GmbH hat keine weiteren Bedenken oder Anregungen vorzubringen. 
 
Wir bitten Sie, uns auch in die weiteren Planungen einzubeziehen und uns frühzeitig zu beteiligen. Dies 
gilt auch für den Fall der Erschließung des Plangebietes mit Versorgungsleitungen durch EWE NETZ, 
denn hier für sind beispielsweise Lage und Nutzung der Versorgungsleitung und die sich daraus ableiten-
den wirtschaftlichen Bedingungen wesentliche Faktoren. 
 
Unsere Netze werden täglich weiterentwickelt und verändern sich dabei. Dies kann im betreffenden Plan-
bereich über die Laufzeit I hres Verfahrens/Vorhabens zu Veränderungen im zu berücksichtigenden Lei-
tungs und Anlagenbestand führen. Wir freuen uns Ihnen eine stets aktuelle Anlagenauskunft über unser 
modernes Verfahren der Planauskunft zur Verfügung stellen zu können - damit es nicht zu Entscheidungen 
auf Grundlage veralteten Planwerkes kommt. Bitte informieren Sie sich deshalb gern jederzeit über die 
genaue Art und Lage unserer zu berücksichtigenden Anlagen über unsere Internetseite: 

Leitungspläne für Ihr Grundstück von EWE NETZ kostenlos | EWE NETZ GmbH (ewe-netz.de) 
 

Abwägungsrelevanz 

Es werden weder Anregungen noch Bedenken zur Planung vorgetragen. Die Hinweise werden beachtet. 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

Nicht erforderlich 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 ____________________________________________________________________________________  

 
 

https://www.ewe-netz.de/geschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen
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T16 Brandenburgisches Landesamt für Denkmalplfege und Archäologisches Landesmuseum 
/ Bereich Bodendenkmalpflege 

Sachverhalt: 

Keine Stellungnahme abgegeben. 
 
Abwägungsrelevanz 
kein Abwägungserfordernis 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

Nicht erforderlich 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 ____________________________________________________________________________________ 

T17 Landesbetrieb Straßenwesen 

Sachverhalt: 

Keine Stellungnahme abgegeben. 
 
Abwägungsrelevanz 
kein Abwägungserfordernis 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

Nicht erforderlich 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 ____________________________________________________________________________________ 

T18 Handwerkskammer Frankfurt (Oder) 

Sachverhalt: 

Keine Stellungnahme abgegeben. 
 
Abwägungsrelevanz 
kein Abwägungserfordernis 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

Nicht erforderlich 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 ____________________________________________________________________________________ 

T19 Zentraldienst der Polizei 

Sachverhalt: 

Keine Stellungnahme abgegeben. 
 
Abwägungsrelevanz 
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kein Abwägungserfordernis 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

Nicht erforderlich 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 ____________________________________________________________________________________  

T20 Busverkehr Oder-Spree GmbH 

Sachverhalt: 

Keine Stellungnahme abgegeben. 
 
Abwägungsrelevanz 
kein Abwägungserfordernis 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

Nicht erforderlich 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 ____________________________________________________________________________________  

T21 Landesamt für ländliche Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuordnung 

Sachverhalt: 

Keine Stellungnahme abgegeben. 
 
Abwägungsrelevanz 
kein Abwägungserfordernis 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

Nicht erforderlich 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 ____________________________________________________________________________________  

T22 Kommunales Wirtschaftsunternehmen Entsorgung 

Behörde, sonstiger Träger öffentlicher Belange 

Stellungnahme vom: 29.11.2021 

Sachverhalt: 

B-Plan Nr. 67 "Vollsortiment-Lebensmittelmarkt Lange Straße" der Stadt Fürstenwalde/Spree  
  
Stellungnahme des öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgers (örE) 
  
Gemarkung:    Fürstenwalde/Spree, Flur: 150, teilweise Flur 149; ca. 1,95 ha. 
Flurstücke:      435, 436, teilweise 59 
Anlass:            Schaffung von Planungsrecht für einen Gewerbestandort – Vollsortiment Lebensmittel-
markt   
  
1       Anschluss an die öffentliche Abfallentsorgung 
  
Die in der Begründung, Absatz 2 „Abfallbeseitigung“ getroffenen Aussagen werden wie folgt präzisiert: 
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Die künftige Lebensmittelmarkt ist gemäß gültiger Abfallentsorgungssatzung (AES) mit Nutzungsbeginn 
als Gewerbegrundstück an die öffentliche Abfallentsorgung des LOS anzuschließen. Jede selbstständige 
Gewerbeeinheit (in der Begründung beispielhaft aufgezählt Drogeriewaren, Bäckerei, sonstige Sortimente) 
ist separat anzuschließen. 
Die überlassungspflichtigen Abfälle, insbesondere die hausmüllähnlichen Abfälle, sind dem LOS zu über-
lassen. Es ist ausreichendes Behältervolumen vorzuhalten und zu nutzen.  
  
2       Anforderungen an die Verkehrsflächen 
  
Die öffentlichen Verkehrsflächen müssen von 3-achsigen Entsorgungsfahrzeugen mit folgenden Kennda-
ten befahrbar sein: Gesamtmasse 26 Tonnen, Länge 12 m, Breite 2,55 m. Bei den Verkehrsflächen sind 
die erforderliche Mindestbreite von 3,55 m und die erforderliche Mindestdurchfahrtshöhe von 4,20 m zu 
berücksichtigen. Die technischen Vorschriften der RAST 06 sind zu beachten. 
  
3       Bereitstellung der Abfallbehälter, Zuwegung zu den Standplätzen 
  
Die zur Leerung bzw. Abholung vorgesehenen Abfallbehälter sind bis 06.30 Uhr des jeweiligen Entsor-
gungstages vor dem Grundstück bzw. festgelegten Stellplatz bereitzustellen und nach der Leerung unver-
züglich von der öffentlichen Verkehrsfläche zu entfernen. Die Gelben Säcke sind bis 06:00 Uhr zur 
Abholung bereitzustellen. 
  
Der Landkreis kann eine Verlegung des Platzes, an dem Abfallbehälter zur Entleerung bereitgestellt wer-
den, verlangen, wenn die Zuwegung versperrt oder für Entsorgungsfahrzeuge nicht befahrbar ist und 
dadurch der Transport der Abfallbehälter in unzumutbarer Weise erschwert wird.  
  
Innerhalb des Grundstücks zur Leerung bereitgestellte Abfallbehälter werden nur gegen Entrichtung einer 
zusätzlichen Holgebühr geleert. Wird diese Leistung gewünscht, ist sie beim KWU-Entsorgung schriftlich 
zu beantragen. Der Antrag auf Holen gilt dann als Zustimmung zum Betreten bzw. Befahren des Grund-
stückes bzw. des Standplatzes der Abfallbehälter. Die maximale Entfernung, (Transportweg) über die ein 
Abfallbehälter transportiert wird, beträgt bei Behältern bis 240 Litern 50 Meter und bei 1.100-Liter-Behältern 
30 Meter. 
  
Die Leerung von Abfallbehältern innerhalb des Grundstücks ist ferner nur dann möglich, wenn die Zuwe-
gung für Entsorgungsfahrzeuge mit den genannten Kenndaten befahrbar und eine ausreichende Wende-
möglichkeit vorhanden ist. 
  
4       Bemessung von Stellflächen für die Abfallbehälter 
  
Im öffentlichen Verkehrsraum sind ausreichende Stellflächen für die Abfallbehälter und neben der Fahr-
bahn ausreichende Flächen für die Bereitstellung der Abfallbehälter vorzusehen.  
  
Bei der Planung der Stellplätze für die öffentliche Abfallentsorgung ist der Platzbedarf für die landkreisei-
genen Abfallbehälter und zusätzlich für die zur Abholung bereitzustellenden Gelben Säcke zu berücksich-
tigen.  
 
Mindestfläche je Behälter 
 

120 Liter 240 Liter 1.100 Liter 

50 cm x 60 cm 60 cm x 80 cm 160 cm x 160 cm 

 
5       Behältergrößen, Entsorgungszyklus (Regelleerung) Gewerbegrundstücke 
 

 Behältergröße Entsorgungszyklus 

 
 
Restabfall 

120 Liter, 240 Liter 4-wöchentlich 
2-wöchentlich 

1.100 Liter 4-wöchentlich 
2-wöchentlich 
wöchentlich 

 
Papier/Pappe/Kartonage 

240 Liter 4-wöchentlich 

1.100 Liter 4-wöchentlich 
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2-wöchentlich 
wöchentlich 

Leichtverpackungen 90-Liter-Sack (Gelber Sack) 2-wöchentlich 

 
 
Abwägungsrelevanz 
 
kein Abwägungserfordernis 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

Nicht erforderlich. Die Bedingungen für die KWU-Entsorgung bleiben unverändert. Alle sonstigen Hinweise 
werden berücksichtigt. 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

  
N1 Amt Odervorland Sitz Briesen/Mark Bauamt 

Nachbargemeinde 

Stellungnahme vom: 26.11.2021 

Sachverhalt: 

Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung 
 
Abwägungsrelevanz 
kein Abwägungserfordernis 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

Nicht erforderlich 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 

 ____________________________________________________________________________________  

 

N2 Amt Scharmützelsee   

Nachbargemeinde 

Stellungnahme vom: 12.11.2021 

Sachverhalt: 

Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung 

Abwägungsrelevanz 

kein Abwägungserfordernis 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

Nicht erforderlich 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 ____________________________________________________________________________________   
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N3 Gemeinde Grünheide (Mark) Bauamt  

Nachbargemeinde 

Stellungnahme vom: 26.10.2021 

Sachverhalt: 

Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung 

Abwägungsrelevanz 

kein Abwägungserfordernis 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

Nicht erforderlich 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 ____________________________________________________________________________________ 

 

N4  Amt Spreenhagen 

    Nachbargemeinde 

Sachverhalt: 

Keine Stellungnahme abgegeben. 
 
Abwägungsrelevanz 
kein Abwägungserfordernis 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

Nicht erforderlich 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 

B1 Bürger 1  

Stellungnahme vom: 29.11.2021 

Sachverhalt: 

Hiermit zeigen wir an, dass wir die rechtlichen Interessen  des Bürgers 1, Zweignieder lassung Ost[Adresse 
anonymisiert]ertreten.. Eine ordnungsgemäße Bevollmächtigung versichern wir anwaltlich. 
Gerne nehmen wir die Gelegenheit wahr, im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 

2 BauGB zum Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 67 .,Vollsortiment-Lebensmittelmarkt 
Lange Straße" (im Folgenden ,,Bebauungsplan") Stellung zu nehmen. Als Lebensmittelhändler in der 
Stadt Fürstenwalde erachten wir es aufgrund der durch die Planung ermöglichten Verkaufsflächen au-
ßerhalb eines zentralen Versorgungsbereichs auch im Hinblick auf unser Selbstverständnis als Träger der Nahver-
sorgung für notwendig, auf die Widersprüche des Vorhabens mit der Landesplanung und dem 
Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Stadt  Fürstenwalde aus dem Jahr 2017 (Einzelhandelskonzept} 
und die Folgen für die Wirksamkeit der Planung hinzuweisen. 
 
Hierzu im Einzelnen: 
 
l. Mängel der Planung aufgrund der Verkaufsflächendimensionierung 
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Der Bebauungsplan dürfte -sofern er von der Stadtverordnetenversammlung in unveränderter       Form 
beschlossen werden sollte- aufgrund der hierdurch ermöglichten Verkaufsflächen für nahversorgungs-
relevante Sortimente an mehreren Mängeln leiden, die zu seiner Unwirksamkeit füh ren. 
 

1. Verstöße gegen die Ziele der Raumordnung 

 
ln materieller Hinsicht ist der Bebauungsplan zunächst wegen eines Verstoßes gegen das 
Gebot  des § 1 Abs. 4 BauGB, Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen, ins 
gesamt unwirksam. Insbesondere liegt ein Verstoß gegen Ziel 2.13 des Landesentwicklungs-
plans Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP HR) vor. 

 
1.1 Nach Ziel 2.13 LEP HR sind großflächige Einzelhandelseinrichtungen mit zentrenrelevanten 

Sortimenten nur innerhalb zentraler Versorgungsbereiche zulässig (Integrationsgebot).  ln der 
Begründung des LEP HR heißt es weiterhin, dass großflächige Einzelhandelseinrich 
tungen mit zentrenrelevantem Sortiment für die Nahversorgung (vgl. Tabelle 1 Nummer 
1.1LEP HR) außerhalb der zentralen Versorgungsbereiche zulässig sind, da in Zentralen 
Orten mehrere Bereiche für die Nahversorgung in Betracht kommen (Begründung zum LEP 
HR, S. 45). 

 
1.2 lm vorliegenden Fall wurde in Bezug auf Ziel 2.13 übersehen, dass  die Regelung nur auf Ein-

zelhandelseinrichtungen mit nahversorgungsrelevanten Sortimenten keine Anwendung  
findet, die auch darauf ausgerichtet sind, die Nahversorgung sicherzustellen. Das bedeutet, 
dass nur solche Einzelhandelsbetriebe außerhalb der zentralen Versorgungsbereiche 
zugelassen werden sollen, die tatsächlich der Nahversorgung dienen. Dass das hier in 
Rede ste hende Vorhaben mit einer Verkaufsfläche von ca. 2.000 m² bereits konzeptionell   
nicht auf diese Funktion ausgelegt war, zeigt sich bei Betrachtung der Begründung des Bebau-
ungsplans und der Verträglichkeitsanalyse des Gutachterbüros Stadt+Handel vom 20.05.2021 
(Verträglichkeitsanalyse). 

 
So heißt es auf Seite 18 der Begründung des Bebauungsplans, dass für den Standort 
unter Berücksichtigung der Versorgungsbedeutung des Standortes für die Siedlungs-
gebiete der Gemeinde Rauen" eine überwiegende Ausrichtung auf die Nahversorgung 
festzustellen sei. Dies deckt sich mit dem in der Verträglichkeitsanalyse gekennzeichne-
ten Kerneinzugsgebiet, welches deutlich über den Nahbereich des Standortes hinausgeht. 

 
 

Vorhabenstandort (roter Punkt) mit dem Kerneizugsgebiet (blaue Linie) 
 

Auch anhand der in der Plankonzeption vorgesehenen 147 Stellplätze wird deutlich, dass 
es sich um einen autokundenorientierten Markt handelt - und eben nicht um einen 
Nahversorger handelt. Da die Stadt Fürstenwalde bereits eine überdurchschnittliche 
Verkaufsflächenausstattung im Sortimentsbereich Nahrungs- und Genussmittel aufweist, 
stellt es einen Verstoß gegen das Integrationsgebot dar, wenn eine großflächige Einzel-
handelseinrichtung außerhalb eines zentralen Versorgungsbereich angesiedelt wer-
den soll, die von Beginn an auch auf die übergemeindliche Versorgung ausgerichtet 
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ist. 

 

2. Abwägungsmängel 
 

Sollte der Bebauungsplan auf Grundlage der vorhandenen gutachterlichen Untersu-
chungen und mit unveränderten Festsetzungen beschlossen werden, wäre er wegen di-
verser Abwägungsmängel unwirksam. Insbesondere ergibt sich die Erforderlichkeit der 
vorliegenden Planung nicht aus dem Einzelhandelskonzept sowie der Verträglichkeits-
analyse. 

 
Nach § 1 Abs. 7 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne die öffentlichen und 
privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen. Nach § 2 Abs. 
3 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne die Belange, die für die Abwägung 
von Bedeutung sind (Abwägungsmaterial), zu ermitteln und zu bewerten. 

Vgl. BVerwG, Urteil vom 05. 05. 2015  - 4 CN 4.14 -,  juris m. W. N. 

 
Gegen das rechtsstaatlich fundierte Gebot gerechter Abwägung wird verstoßen, wenn 
eine Abwägung überhaupt nicht stattfindet (Abwägungsausfall), wenn in die Abwägung 
Belange nicht  eingestellt werden, was nach Lage der Dinge in sie eingestellt werden müs-
sen (Abwägungsdefizit), wenn die Bedeutung dieser Belange verkannt wird (Abwägungs-
fehleinschätzung) oder wenn der Ausgleich zwischen den von der Planung berührten 
Belangen in einer  Weise vorgenommen wird, die zur objektiven Gewichtigkeit einzelner 
Belange außer Verhältnis steht (Abwägungsdisproportionalität). 
Vgl. OVG  Berlin-Brandenburg, Urteil vom 25. 03. 2021 OVG 1 O A 8.17 -, 
juris  Rn. 93; BayVGH, Urteil vom 24. 06. 2020 - N 18.295 -, juris Rn. 23. 

 

2.1 Gemessen daran liegt zunächst eine Abwägungsfehleinschätzung vor, da die Bedeutung des Ein-
zelhandelskonzeptes der Stadt Fürstenwalde und die darin enthaltenen Ansiedlungsregeln 
grundlegend verkannt bzw. nicht beachtet werden. 

 

2.1.1 Gemäß§ 1 Abs. 6 Nr.. 4 BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen die Erhaltung und Ent-
wicklung zentraler Versorgungsbereiche zu berücksichtigen. Weiterhin sind Einzelhandelskon-
zepte als städtebauliche Entwicklungskonzepte im Sinne von § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB bei 
der Bauleitplanung zu berücksichtigten. 

 
Unter der Überschrift.“ Empfehlungen zur Nahversorgung in Fürstenwalde/Spree" wird als erste 
Priorität des Einzelhandelskonzeptes die Sicherung und Weiterentwicklung der Nahversorgung 
in den zentralen Versorgungsbereichen ausgeben. Erst dann folgte die Sicherung und Entwicklung 
von Angeboten in siedlungsstrukturell integrierten Lagen zur Weiterentwicklung und Verbes-
serung der wohnortnahmen Versorgung als zweite Priorität (Einzelhandelskonzept, S. 75). 
Sofern ein Lebensmittelmarkt außerhalb eines zentralen Versorgungsbereichs angesiedelt wer-
den soll, wird die entsprechende Verkaufsflächendimensionierung mit Hilfe eines detaillierten  Prüf-
schemas ermittelt 
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Nahversorgungsprüfschema des Einzelhandelskonzeptes 

 
Zusätzlich muss die Grundvoraussetzung erfüllt sein, dass keine mehr als unwesentliche 
Überschneidung des 500 m Radius mit dem 500 m Pufferraum des nächstgelegenen zent-
ralen Versorgungsbereiches vorliegt, wobei  von einer unbedenklichen Situation in der Regel aus-
zugehen  ist,  wenn  sich weniger als 1O % der Einwohner  in den Einzugsbereichen überschneiden. 
Bestenfalls soll der Standort eine ÖPNV-Anbindung aufweisen. 

 

2.1.2 Die Verträglichkeitsanalyse von Stadt + Handel vom 20.05.2021 kommt zu dem Ergebnis, dass 
das Vorhaben in der geplanten Dimension mit dem Einzelhandelskonzept konform ist. Dies 
ist jedoch bei strenger Betrachtung der unter Ziffer 2.2.1 beschriebenen Regelungen nicht der 
Fall. 

 

(1.) Das Vorhaben verstößt bereits gegen den Grundsatz des Einzelhandelskonzeptes, dass die Si-
cherung und Weiterentwicklung der Nahversorgung in den zentralen Versorgungsbereichen 
oberste Priorität hat. Denn es wurde vorliegend nicht geprüft, ob das Vorhaben auch in 
einem zentralen Versorgungsbereich (hier: Nahversorgungszentrum Süd) realisiert werden 
könnte. Stattdessen wird ein Standort außerhalb eines zentralen Versorgungsbereichs gewählt 
(wogegen grundsätzlich keine Einwände bestehen) und dem Vorhaben eine Verkaufsfläche 
eingeräumt, die weit über das hinausgeht, was für die Funktion als Nahversorger erforderlich 
wäre (siehe hierzu den nachfolgenden Punkt). 

(2.) lm Rahmen der Ermittlung der Verkaufsflächendimension löst sich die Verträglichkeitsana-
lyse nahezu vollständig von dem im Prüfschema des Einzelhandelskonzeptes vorgege-
benen Radius von 500 m um den geplanten Standort. Statt -wie  im Einzelhandelskonzept 
vorgesehen- zu untersuchen, wie  viel Kaufkraft  im Nahbereich des  Marktes vorhanden ist 
und daran anschließend die angemessene Verkaufsfläche zu bestimmen (was  im vorlie-
genden Fall zu einer Verkaufsfläche von 650 bis 700 m² führt), wird der Einzugsbereich 
des Marktes      weit über den 500 m Radius ausgedehnt. 
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Einzugsgebiet   des Marktes  nach der  Verträglichkeitsanalyse (Zone 111) 

Wie sich aus der rechnerischen Ableitung ergibt, rechtfertigt nur diese künstliche Erweiterung 
des Einzugsgebiets die vom Vorhabenträger angestrebte Verkaufsfläche. Nur unter Einbezie-
hung der Gemeinde Rauen (Zone lII) ist eine für das Vorhaben ausreichende Kaufkraft vor-
handen. 

 
Tabelle mit der Berechnung der abgeleiteten Verkaufsflächen bei den verschiedenen 

Einzugsgebieten 

Hier sei betont, dass das Einzelhandelskonzept eine solche Betrachtungsweise nicht zu-
lässt. Das Kriterium des 500 m-Radius würde vollständig leerlaufen, wenn es stets zuläs-
sig wäre, einen ,,situativen Nahbereich" eines Vorhabens zu definieren. 

Folge des Widerspruchs zwischen den Ansiedlungsregelungen des Einzelhandels-
konzeptes  und der Festsetzungen des Bebauungsplans ist dabei nicht nur ein Abwä-
gungsfehler bei der Planung, sondern darüber hinaus, dass das 
Einzelhandelskonzept der Stadt Fürstenwalde seine Bedeutungskraft für die  künftige 
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Einzelhandelssteuerung einbüßt. Denn je häufiger und umfangreicher ein städte-
bauliches Entwicklungskonzept missachtet     wird, desto geringer ist sein Gewicht als 
Belang für die Bestimmung der Einzelhandelsstandorte im Gemeindegebiet. 

 (3.)    Ein weiterer Widerspruch der Planung mit dem Einzelhandelskonzept besteht dahin-
gehend, dass die Funktion der zentralen Versorgungsbereiche sowie der Nahver-
sorgungsstandorte verkannt wird. 

Zutreffend beschreibt das Einzelhandelskonzept zentrale Versorgungsbereiche im 

Einklang mit der Bundesverwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung als räumlich abgrenz-
bare Bereiche einer Stadt, denen aufgrund einer durch diverse Dienstleistungs- und Gast-
ronomiebetriebe - eine Versorgungsfunktion über den unmittelbaren Nahbereich hinaus 
zukommt. Demgegenüber sollen die Standorte außerhalb der zentralen Versorgungsbe-
reiche der Nahversorgung dienen. 

Daraus folgt im Umkehrschluss, dass es nicht Aufgabe des hier in Rede stehenden Standortes 
ist, über seinen Nahbereich hinaus eine Versorgungsfunktion zu übernehmen. Selbstverständlich 
ist es unschädlich, wenn sich gewisse Streuumsätze auch aus dem Umland ergeben, die zent-
ralörtliche Funktion der Stadt Fürstenwalde sollen aber vor allem die zentralen Versorgungsberei-
che erfüllen. 

(4.) Entgegen des Befundes in der Verträglichkeitsanalyse liegt zudem eine wesentliche Überschnei-
dung des Standortes mit dem zentralen Versorgungsbereich NZ Süd vor. 

Die Verträglichkeitsanalyse führt insoweit aus, dass es sich bei dem betroffenen Magnetbetrieb 
um einen unterschiedlichen Betriebstyp (Discounter) handelt und deshalb die Überschneidung als 
Unwesentlich einzustufen ist (Verträglichkeitsanalyse, S. 37). Hiergegen kann eingewendet wer-
den, dass das Einzelhandelskonzept eine solche Einschränkung für unterschiedliche Be-
triebstypen nicht enthält. Abzustellen ist hiernach allein auf die 500 m Radien 
(Einzelhandelskonzept, S. 76). Darüber hinaus zeichnen sich Netto-Märkte auch dadurch aus, dass 
sie - anders als reine Discounter wie Lidl oder Aldi - auch Markenartikel als Sortiment führen. 

(5.) Die Anbindung des Vorhabens an den ÖPNV mag zwar mit  den in rd. 170 m  bzw. 200  m entfern-
ten Bushaltestellen,.ortsüblich" sein (Verträglichkeitsanalyse S. 12), von einer vom    Einzelhan-
delskonzept gewünschten Verkehrszentralität, wie es etwa bei den zentralen 
Versorgungsbereichen der  Fall ist, kann dennoch bei dem Standort nicht die Rede sein. Auch 
dieser Aspekt wird nicht ausreichend berücksichtigt und im Ergebnis dazu führen, dass die 
Kunden den neuen Standort mit dem motorisierten Individualverkehr aufsuchen und nicht - 
wie es das Einzelhandelskonzept als Idealzustand beschreibt - die zentralen Versorgungsberei-
che mit öffentlichen Verkehrsmitteln. 

 
 (6.) Schließlich kann die geplante Verkaufsfläche von nahezu 2.000 m2 auch nicht dadurch ge 

rechtfertigt werden, dass es sich um die aktuelle Markteintrittsgröße für Edeka handelt. 
Angesichts einer durchschnittlichen Gesamtverkaufsfläche von Supermärkten von rd. 1.300 m² 
dürfte diese Zahl bereits zu hoch gegriffen sein. Dies zeigt sich auch daran, dass Edeka weiter-
hin Märkte mit kleineren Verkaufsflächen eröffnet. Selbst wenn die genannte   Markteintritts-
größe zutreffend sein sollte, rechtfertigt dies allein nicht die Dimensionierung des Vorhabens. 
Der Plangeberin steht es insoweit offen für den unterversorgten Stadtteil einen Betreiber 
anzusiedeln, für den eine andere (kleinere) Verkaufsfläche auskömmlich ist oder - was im 
Einzelhandelskonzept als, „alternative Vertriebskonzepte" bezeichnet wird - andere Versor-
gungskonzepte für die Bewohner zu installieren. 

 
lI. Vorschlag für eine Anpassung der Planung 

 
Zur Verhinderung eines Verstoßes der Planung gegen die Ziele der Raumordnung und zur Her-
stellung einer Konformität des Bebauungsplans mit den Vorgaben des Einzelhandelskonzeptes 
ist es zwingend erforderlich, die geplante Verkaufsfläche (deutlich) zurückzunehmen. 
Diese sollte dem Nahversorgungscharakter des Vorhabens entsprechen. Eine akzeptable 
Verkaufsfläche wäre etwa mit 1.300 m² zu beziffern, was statistisch bereits über der durch-
schnittlichen Größe eines Edeka-Marktes liegt. 
Auf diese Weise könnte sichergestellt werden, dass die Versorgungsfunktion über den Nah-
bereich hinaus weiterhin den zentralen Versorgungsbereichen als lebendige Zentren der Stadt 
Fürstenwalde obliegt. 
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Abwägungsrelevanz 

Auswertung: 
 
1. Vereinbarkeit des Planvorhabens mit Ziel 2.13 des LEP HR 2019 
 

Aus der Stellungnahme ergeben sich folgende Aspekte: 

Á Das Planvorhaben erfülle nicht die Ausnahmevoraussetzungen des Ziel 2.13 zur Ansiedlung von groß-
flächigen Einzelhandelseinrichtungen (innerhalb zentraler Orte mit zentrenrelevantem Sortiment für die 
Nahversorgung gemäß Tabelle 1 Nummer 1.1 für Standorte außerhalb zentraler Versorgungsbereiche, 
da das Planvorhaben in seiner Konzeption nicht auf die Nahversorgung ausgerichtet sei. 

Á Begründet wird dies zum einen durch den ermittelten Einzugsbereich des Planvorhabens, welcher die 
Nachbarkommune Rauen einschließt sowie die Verkaufsflächendimensionierung von rd. 2.000 m² 
GVKF und der projektierten 147 Stellplätze, welche schon in der Vorhabenkonzeption eine über die 
Nahversorgung hinausgehende Versorgungsfunktion erwarten lassen würden (vgl. Stellungnahme TW 
2021, S. 2 f.). 

Der Argumentation kann seitens  des Gutachters nicht gefolgt werden. Gemäß Z 2.13 des LEP HR 2019 
sind „großflächige Einzelhandelseinrichtungen mit zentrenrelevantem Sortiment für die Nahversorgung ge-
mäß Tabelle 1 Nummer 1.1 […] auch außerhalb der zentralen Versorgungsbereiche zulässig“. Das Plan-
vorhaben weist einen Sortimentsanteil von über 90 % von zentrenrelevanten Sortimenten für die 
Nahversorgung gemäß Tabelle 1 Nummer 1.1 des LEP HR 2019 auf und befindet sich außerhalb eines 
zentralen Versorgungsbereiches (vgl. S+H VG 2020, S. 11 ff.). Das Planvorhaben weist somit gemäß LEP 
HR 2019 einen eindeutigen Angebotsschwerpunkt im Bereich der zentrenrelevanten Sortimente für die 
Nahversorgung auf und fällt somit unter die Ausnahmeregelung des Z 2.13 für großflächige Einzelhandels-
einrichtungen mit zentrenrelevantem Sortiment für die Nahversorgung: es ist somit auch außerhalb der 
zentralen Versorgungsbereiche zulässig. Zudem befindet sich der Vorhabenstandort in einer städtebaulich 
integrierten Lage und schließt nachweislich eine Versorgungslücke. Gestützt wird die raumordnische Ein-
haltung des Integrationsgebotes durch die Stellungnahme der Gemeinsamen Landesplanungsabteilung 
vom 01.11.2021, die dem Vorhaben eine an die Ziele der Raumordnung bestätigt hat. 
Auch die ermittelte Nahversorgungsfunktion für die Nachbarkommune Rauen widerspricht nicht der ge-
nannten Nahversorgungsfunktion des Planvorhabens. Die Gemeinde Rauen verfügt selbst über keinen 
strukturprägenden Anbieter im Bereich der nahversorgungsrelevanten Sortimente und weist mit 1.994 Ein-
wohnern (Stand 31.12.2018) auch kein hinreichendes Nachfragepotenzial für die Ansiedlung eines ent-
sprechenden Nahversorgungsbetriebs auf. So benennen die bundesweit tätigen Betreiber von 
Lebensmittelsupermärkten und Lebensmitteldiscountern regelmäßig ein Einwohnerpotenzial von min. 
2.500 Einwohnern in der jeweiligen Gemeinde zzgl. relevanter Nachfragepotenziale außerhalb der jeweili-
gen Gemeinde als grundlegende Expansionsanforderung. Beiden Ansprüchen kann die Gemeinde Rauen 
nicht gerecht werden. Das Planvorhaben würde somit perspektivisch den nächstgelegenen strukturprägen-
den Lebensmittelvollsortimenter für die Gemeinde Rauen in rd. 2.500 m Luftlinie bzw. 2,9 km Fahrentfer-
nung darstellen und angesichts der sehr guten verkehrlichen Erreichbarkeit über die Chausseestraße eine 
entsprechende faktische ‚wohnortnahe‘ Nahversorgungsfunktion über die rein fußläufige Nahversorgung 
hinaus für Rauen übernehmen (s. Abbildung 1). Diese faktische Versorgungsfunktion resultiert dabei nicht 
aus der projektierten Verkaufsfläche von rd. 2.000 m² des Planvorhabens, sondern schlicht aus der Tatsa-
che, dass das Planvorhaben perspektivisch den nächstgelegenen strukturprägenden Lebensmittelvollsor-
timenter für die Bevölkerung in der Gemeinde Rauen darstellt. Die Versorgungsfunktion für die Gemeinde 
Rauen ergibt sich somit entgegen den Ausführungen der Stellungnahme TW 2021 nicht aus der Vorhaben-
konzeption, sondern daraus, dass das Planvorhaben perspektivisch den nächstgelegenen Lebensmittel-
vollsortimenter für die Bevölkerung in Rauen darstellen würde – unabhängig von der projektierten 
Verkaufsfläche. 
Auch die projektierten 147 Parkplätze sind aus Sicht  des Gutachters kein Indiz dafür, dass das Planvor-
haben nicht auf die Nahversorgung ausgerichtet sei. So entspricht die Planung weitestgehend üblichen 
Festsetzungen von üblichen kommunalen Stellplatzsatzungen in Brandenburg. Die Stadt Fürsten-
walde/Spree verfügt selbst über keine entsprechende Stellplatzsatzung, weshalb die Vorgaben der Stell-
platzsatzungen der Kommunen Frankfurt/Oder, Brandenburg an der Havel, Königs Wusterhausen und 
Luckenwalde angeführt werden. Die genannten Kommunen sind hinsichtlich der Einwohner mit . zwischen 
20.522  und  72.124 EW (31.12.2018) und der Lage in Brandenburg grundsätzlich vergleichbar mit Fürs-
tenwalde/Spree (33.205 EW). Die genannten Kommunen weisen in ihren Stellplatzsatzungen für großflä-
chige Einzelhandelsbetriebe i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO einen Stellplatzbedarf von einem Stellplatz je 20 
m² BGF bzw. Nutzfläche aus. Das Planvorhaben weist eine Nutzfläche von 2.632 m² auf. Dementsprechend 
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ergibt sich unter Anwendung der genannten  Stellplatzsatzungen ein Stellplatzbedarf von rd. 132 Parkplät-
zen. Die projektierten 147 Parkplätze liegen somit nur minimal über den üblichen Stellplatzanforderungen 
in vergleichbaren Nachbarkommunen und sind auch für einen Nahversorger als angemessen anzusehen. 
Zudem wurde die Anzahl der Stellplätze nachträglich auf 130 zzgl. Stellplätze mit Elektroladesäulen und 
Behindertenstellplätze reduziert. 
Das Planvorhaben ist entgegen der Stellungnahme TW 2021 auf die Nahversorgung ausgerichtet und ent-
spricht insbesondere angesichts eines Sortimentsanteils von über 90 % in zentrenrelevanten Sortimenten 
für die Nahversorgung der in Ziel 2.13 implementierten Ausnahmeregelung für großflächige Einzelhandels-
einrichtungen mit zentrenrelevantem Kernsortiment für die Nahversorgung außerhalb zentraler Versor-
gungsbereiche. 
 
2. Konformität des Planvorhabens mit den Zielen und Grundsätzen des EHK Fürstenwalde/Spree 
 

Aus der Stellungnahme ergeben sich Hinsichtlich der Konformität des Planvorhabens zum EHK Fürsten-
walde/Spree folgende Aspekte: 

Á Die Erforderlichkeit der Planung ergäbe sich nicht aus dem Einzelhandelskonzept; 

Á Das Planvorhaben wäre nicht mit den Empfehlungen zur Nahversorgung in Fürstenwalde/Spree ver-
einbar, insbesondere würde das Vorhaben gegen den Grundsatz der Sicherung und Weiterentwicklung 
der Nahversorgung in den zentralen Versorgungsbereichen verstoßen; 

Á Die Vereinbarkeit des Planvorhabens mit dem im EHK Fürstenwalde/Spree definierten Nahversor-
gungsprüfschema zur Ableitung einer angemessenen Vorhabendimensionierung für Vorhaben außer-
halb zentraler Versorgungsbereiche wäre nicht gegeben; 

Á Ferner wird darauf verwiesen, dass die Funktion der zentralen Versorgungsbereiche verkannt werde, 
wenn das Planvorhaben eine Versorgungsfunktion übernehme, die über den Nahbereich hinaus reiche. 

Á Es käme zudem zu einer wesentlichen Überschneidung des 500 m Radius des Planvorhabens mit dem 
500 m Radius des ZVB NVZ Süd. 

Á Des Weiteren weise der Vorhabenstandort keine hinreichende Anbindung an den ÖPNV auf. 

Á Die Dimensionierung des Vorhabens entspräche nicht der Nahversorgungsfunktion. 
 
Stadt + Handel nimmt zu den genannten Aspekten wie folgt Stellung: 
 
Erforderlichkeit der Planung und Vereinbarkeit mit den übergeordneten Zielen und Entwicklungs-
empfehlungen des EHK Fürstenwalde/Spree 
Das EHK Fürstenwalde/Spree benennt als eines von 3 übergeordneten Entwicklungszielen die flächende-
ckende Nahversorgung. Dieses übergeordnete Entwicklungsziel wird in den Empfehlungen zur Nahversor-
gung in Fürstenwalde/Spree mit zweiter Priorität konkretisiert: „Sicherung und Entwicklung von Angeboten 
in siedlungsstrukturell integrierten Lagen zur Weiterentwicklung und Verbesserung der wohnortnahen Ver-
sorgung“. Hierzu zählen insbesondere Betriebsansiedlungen in den Bereichen, wo bislang keine fußläufige 
Erreichbarkeit eines Lebensmittelmarktes gegeben ist (vgl. EHK Fürstenwalde/Spree, S. 58 u. 75). 
In der Verträglichkeitsanalyse (S+H VG 2020) konnte nachgewiesen werden, dass das Planvorhaben der 
Optimierung der fußläufigen Nahversorgung in einem derzeit nicht optimal versorgten Bereich dient (s. 
Abbildung 1). 
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Quelle: S+H VG 2020, S. 36. 
 
Die Erforderlichkeit der Planung ergibt sich somit sowohl aus den übergeordneten Zielstellungen des EHK 
Fürstenwalde/Spree (Ziel 2) sowie aus den konkretisierenden Entwicklungsempfehlungen zur Nahversor-
gung in Fürstenwalde/Spree. 
Das Planvorhaben steht dabei auch nicht der 1. Priorität „Sicherung und Weiterentwicklung der Nahversor-
gung in den zentralen Versorgungsbereichen“ entgegen. Zum einen sind innerhalb des nächstgelegenen 
ZVB NVZ Süd kurz- bis mittelfristig keine hinreichende Potenzialflächen zur Ansiedlung eines marktgängi-
gen Lebensmittelvollsortimenters im EHK Fürstenwalde/Spree benannt und auch angesichts fehlender 
großflächiger Leerstände und/oder entsprechend freier Entwicklungsflächen gegenwärtig nicht erkennbar. 
Zum anderen wird der ZVB NVZ Süd derzeit durch die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 120 „Erwei-
terung Netto-Markt August-Bebel-Straße“ in seiner Nahversorgungsfunktion gestärkt, weiterentwickelt und 
gesichert. Zudem wurden in den vorangegangen Jahren andere Nahrversogungszentren der Stadt ge-
stärkt, bspw. wurde 2021 die Satzung des Bebauungsplanes Nr. 112 „Nahversorgungszentrum Nord“ 
(REWE) beschlossen. 
Die Erforderlichkeit der Planung ergibt sich somit aus den übergeordneten Entwicklungszielen des EHK 
Fürstenwalde/Spree. 
 
Vereinbarkeit des Planvorhabens mit dem Nahversorgungsprüfschema des EHK Fürsten-
walde/Spree 
In der Stellungnahme TW 2021 wird darauf hingewiesen, dass das Planvorhaben mit einer avisierten Ver-
kaufsfläche von rd. 2.000 m² bei strenger Beachtung des Nahversorgungsprüfschemas des EHK Fürsten-
walde/Spree als nicht angemessen dimensioniert einzustufen wäre. Das Nahversorgungsprüfschema weist 
grundsätzlich einen pauschalen Nahbereich in Form eines 500 m Radius zur Prüfung einer angemessenen 
Dimensionierung eines Nahversorgungsvorhabens aus, ohne dabei siedlungsstrukturelle und zentralörtli-
che Gegebenheiten zu berücksichtigen. 
In der Verträglichkeitsanalyse (S+H VG 2020) wurde deshalb zur Herleitung einer für die Nahversorgung 
angemessenen Verkaufsflächendimensionierung ein situativer Nahbereich abgegrenzt. Dieser situative 
Nahbereich umfasst die derzeit nicht optimal versorgten Siedlungsbereiche und würdigt zugleich die fakti-
sche Nahversorgungsbedeutung des Vorhabenstandortes für die Nachbarkommune Rauen. In dem so er-
mittelten (situativen) Nahbereich stellt das Planvorhaben für die Bevölkerung den nächstgelegen 
strukturprägenden Lebensmittelvollsortimenter dar und weist eine entsprechende faktische Nahversor-
gungsrelevanz auf (s. S+H VG 2020, S. 38). Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass aus fach-
gutachterlicher Perspektive in Rauen kein ausreichendes Nachfragepotenzial zur Etablierung eines 
entsprechenden Nahversorgungsangebotes bzw. eines absatzwirtschaftlich tragfähigen Lebensmittel-
markts besteht. 
Taylor Wessing weist diesbezüglich darauf hin, dass das EHK Fürstenwalde/Spree die Berücksichtigung 
eines situativen Nahbereiches im Rahmen der Prüfung einer angemessenen Dimensionierung nicht vor-
sehe und so das Kriterium des 500 m Radius vollständig leerlaufen würde, wenn es stets zulässig wäre, 
einen „situativen Nahbereich“ eines Vorhabens zu definieren. 
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Diesbezüglich sei unter anderem auf die Ausführungen im Leitfaden zum Umgang mit § 11 Abs. 3 BauNVO 
in Bezug auf Betriebe des Lebensmitteleinzelhandels der Fachkommission Städtebau von 2017 verwiesen. 
Demnach kann „der Nahbereich aufgrund unterschiedlicher siedlungsstruktureller und zentralörtlicher Ge-
gebenheiten in Abhängigkeit von der Einwohnerdichte variieren. Es ist davon auszugehen, dass die Ver-
sorgung mit nahversorgungsrelevanten Sortimenten i. d. R. noch in einer Gehzeit von 10-15 Minuten 
möglich sein soll. Dies entspricht in etwa einer fußläufigen Entfernung von 700 - 1.000 m. Im ländlichen 
Raum kann der Nahbereich ggfs. abweichend zu beurteilen sein. In Betracht kann hier eine Entfernung von 
bis zu 2.500 m kommen“ (Fachkommission Städtebau 2017, S. 10). Ferner heißt es in der Handlungsan-
leitung für die Prüfung der Vermutungsregelung des § 11 Abs. 3 BauNVO bei großflächigen Lebensmittel-
märkten des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung des Landes Brandenburg: „Bei geringer 
Siedlungsdichte ist eine fußläufige Nahversorgung nicht flächendeckend erreichbar, weil hier die für die 
marktgängigen Lebensmittelmärkte notwendige Mindestmantelbevölkerung von etwa 4.500 Menschen 
nicht vorhanden ist. In diesen Bereichen muss eine möglichst wohnortnahe Grundversorgung angestrebt 
werden. Dieser Versorgungsaufgabe dienen Lebensmittelmärkte, die wohnortnäher liegen als der nächst 
erreichbare zentrale Versorgungsbereich [Hervorhebung S+H]. Diese Situation ergibt sich vor allem in klei-
neren Gemeinden oder in mehrgliedrigen Flächengemeinden im dünn besiedelten Raum mit mehreren 
kleinen Ortsteilen, die je für sich kein Nahversorgungszentrum ausbilden und allein auch keinen modernen 
Lebensmittelmarkt wirtschaftlich tragen können. Ein solcher Fall aber ist auch in dispers besiedelten Teil-
bereichen einer Großstadt möglich. 
In einem solchen Ort oder Ortsteil kann ein Lebensmittelmarkt zur Sicherung der wohnortnahen Grundver-
sorgung angesiedelt werden, der ggf. auch andere Ortsteile mitversorgt, die wegen ihrer geringen Einwoh-
nerzahl keine Chance mehr auf einen eigenen Lebensmittelladen haben und die ebenfalls weiter vom 
zentralen Versorgungsbereich der Gemeinde entfernt lokalisiert sind. Ein solcher Markt darf aber nur so 
dimensioniert sein, dass er das Zentrengefüge als Grundgerüst einer verbrauchernahen Grundversorgung 
nicht gefährdet“. 
Die Abgrenzung situativer Nahbereiche unter Würdigung der siedlungsstrukturellen und zentralörtlichen 
Gegebenheiten stellt somit in der Praxis ein gängiges Mittel zur Ermittlung der tatsächlich zu erwartenden 
Nahversorgungsfunktion eines Vorhabens dar. Eine pauschale Anwendung eines 500 m Radius als Nah-
bereich zur Bemessung einer angemessenen Vorhabendimensionierung ohne entsprechende Würdigung 
der am Standort vorherrschenden Gegebenheiten und Rahmenbedingungen kann hingegen immer nur 
einen groben Anhaltswert liefern. In der Verträglichkeitsanalyse (S+H VG 2020) wurde aus diesem Grund 
ein entsprechender situativer Nahbereich unter Berücksichtigung der siedlungsstrukturellen Gegebenhei-
ten und der (wohnstandortnahen) Versorgungsbedeutung des Vorhabenstandortes für den Stadtteil Süd 
(vgl. Abbildung 1) sowie die Nachbarkommune Rauen abgegrenzt (s. Abbildung 2). Für die Bevölkerung in 
Zone I des situativen Nahbereiches stellt das Planvorhaben den nächstgelegenen Lebensmittelmarkt dar 
und weist eine dementsprechend hohe Nahversorgungsbedeutung auf. Für Zone II stellt das Planvorhaben 
den nächstgelegenen Lebensmittelvollsortimenter dar und weist dementsprechend insbesondere vor dem 
Hintergrund einer vollumfänglichen qualitativen Nahversorgung (Lebensmittelvollsortiment) eine entspre-
chende Nahversorgungsbedeutung auf. Für die Bevölkerung in Zone III des situativen Nahbereiches stellt 
das Planvorhaben wie in Zone I den nächstgelegenen Lebensmittelmarkt dar. Der Kernort der Gemeinde 
Rauen weist dabei eine Entfernung von rd. 2,5 km (Luftlinie) zum Vorhabenstandort auf. Unter Berücksich-
tigung der ländlichen Siedlungsstruktur in Rauen sowie des nicht hinreichenden Nachfragepotenzials zur 
Etablierung eines entsprechenden Nahversorgers in Rauen (1.994 EW) dient das Planvorhaben entspre-
chend den Ausführungen der Handlungsanleitung großflächige Lebensmittelmärkte des Landes Branden-
burg somit der Optimierung der möglichst wohnortnahen Grundversorgung und der Ergänzung der weiter 
entfernten nächst gelegenen zentralen Versorgungsbereiche. Weiterhin wurde mit der Gesamtheitlichen 
Betrachtung vom Februar 2020 gutachterlich nachgewiesen, dass der Stadtteil Süd der Stadt Fürsten-
walde/Spree im westlichen Siedlungsbereich eine Versorgungslücke besitzt. Die Betrachtung ist Bestand-
teil der Planung und wurde im Rahmen der Beteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausglegt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Seite 34 von Seiten: 42 

  vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 67 Vollsortiment-Lebensmittelmarkt Lange Straße“ – Abwägung, 
Stand: 25.02.2022 

 
 
 
 
Abbildung 2: Situativer Nahbereich des Planvorhabens 
 

 

 
Quelle: S+H VG 2020, S. 41. 
 
Aber selbst bei Anwendung des schematischen 500 m Radius als Nahbereich stünde das Planvorhaben 
nicht grundsätzlich den Entwicklungsempfehlungen für die integrierte Nahversorgung des EHK Fürsten-
walde/Spree entgegen. So definiert das EHK Fürstenwalde/Spree (S. 76) folgende Grundvoraussetzungen 
bzw. Kriterien, welche bei Nahversorgungsvorhaben in integrierten Lagen außerhalb zentraler Versor-
gungsbereiche erfüllt sein sollten: 

Á Das Vorhaben dient überwiegend der Nahversorgung (90 % nahversorgungsrelevantes Sortiment, an-
gemessene Verkaufsflächendimensionierung) 

Á Vorhabenstandort ist städtebaulich integriert und von Wohnsiedlungsbereichen aus fußläufig erreich-
bar 

Á Keine mehr als unwesentliche Überschneidung des 500 m Radius mit dem 500 m Pufferraum des 
nächstgelegenen zentralen Versorgungsbereiches (Von einer unbedenklichen Situation ist i. d. R. dann 
auszugehen, wenn sich weniger als 10 % der Einwohner in den Einzugsbereichen überschneiden.) 

Á Standort weist möglichst eine ÖPNV-Anbindung auf 

Á Eine Auswirkungsanalyse zur städtebaulichen Verträglichkeit weist gutachterlich nach, dass vom Plan-
vorhaben keine städtebaulich negativen Auswirkungen auf die zentralen Versorgungsbereiche und die 
verbrauchernahe Versorgung zu erwarten sind. Dabei sind kumulative Auswirkungen von geplanten 
mit bereits realisierten Vorhaben zu berücksichtigen. 

 
Das Planvorhaben würde bei Anwendung des pauschalen 500 m Radius entsprechend dem Prüfschema 
zwar keine angemessene Dimensionierung aufweisen und somit das erste Kriterium der Grundvorausset-
zungen des EHK Fürstenwalde/Spree nicht vollumfänglich erfüllen. Eine vollständige Erfüllung aller aufge-
führten Kriterien ist gemäß EHK Fürstenwalde/Spree jedoch keine grundsätzliche Voraussetzung für 
Nahversorgungsvorhaben in integrierten Lagen, denn diesbezüglich wird im EHK Fürstenwalde/Spree (S. 
77) konkretisiert: „Wird im Rahmen der Bewertungsschritte ermittelt, dass die Kriterien zu einem überwie-
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genden Anteil, aber nicht vollständig, erfüllt werden, ist eine Untersuchung der absatzwirtschaftlichen Aus-
wirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche und die bestehende Nahversorgungsstruktur ratsam, etwa in 
Form eines städtebaulichen Verträglichkeitsgutachtens.‘‘ Im Rahmen der Verträglichkeitsanalyse (S+H VG 
2020) konnte nachgewiesen werden, dass städtebaulich negative Auswirkungen auf die zentralen Versor-
gungsbereiche und/oder die integrierte Nahversorgung i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO durch das Planvorha-
ben nicht zu erwarten sind (vgl. S+H VG 2020, Kapitel 6.2 und 6.3). Die weiteren Kriterien sind nach Ansicht  
vom Gutachter durch das Planvorhaben vollumfänglich erfüllt  
Das Planvorhaben steht den Ansiedlungsregeln des EHK Fürstenwalde/Spree somit nicht entgegen. 
 
Verkennung der Versorgungsfunktion zentraler Versorgungsbereiche 
In der Stellungnahme TW 2021 wird darauf verwiesen, dass das Planvorhaben eine Versorgungsfunktion 
aufweisen würde, welche über den unmittelbaren Nahbereich hinausreiche. Eine solch weiträumige Ver-
sorgungsfunktion sei dabei aber den zentralen Versorgungsbereichen vorbehalten. 
In der Verträglichkeitsanalyse (S+H VG 2020) konnte eine angemessene Dimensionierung des Planvorha-
bens in Bezug auf die Nahversorgungsfunktion im ermittelten situativen Nahbereich dargestellt werden. 
Die Ermittlung des situativen Nahbereiches erfolgte dabei unter Berücksichtigung der siedlungsstrukturel-
len und zentralörtlichen Gegebenheiten und entspricht unter anderem der Handlungsanleitung großflächige 
Lebensmittelmärkte des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung Brandenburg. Eine über den 
Nahbereich hinausgehende Versorgungsfunktion ist für das Planvorhaben somit nicht zu attestieren (s. 
oben). Ergänzend sei zu erwähnen, dass auch bei einer deutlich reduzierten Dimensionierung des Plan-
vorhabens kein differenter (situativer) Nahbereich zu erwarten wäre, da das Planvorhaben auch dann den 
nächstgelegenen Lebensmittelvollsortimenter innerhalb des ermittelten Nahbereiches darstellen würde. 
Das Planvorhaben ist im Hinblick auf die Nahversorgungsfunktion angemessen dimensioniert und weicht 
nicht über den (situativen) Nahbereich hinaus.  
 
Wesentliche Überschneidung des 500 m Radius des Planvorhabens mit dem 500 m Pufferraum des 
nächstgelegenen zentralen Versorgungsbereiches 
In der Stellungnahme TW 2021 wird angeführt, dass entgegen dem Befund der Verträglichkeitsanalyse 
(S+H VG 2020) eine wesentliche Überschneidung des 500 m Radius des Planvorhabens mit dem 500 m 
Pufferraum des nächstgelegenen zentralen Versorgungsbereiches vorliegt. Als Begründung wird hierfür 
angeführt, dass gemäße EHK Fürstenwalde/Spree für die Beurteilung der Wesentlichkeit allein auf das 
Maß der Überschneidung der 500 m Radien abzustellen sei. Die Würdigung der Differenz der Betriebstypen 
zwischen Planvorhaben und den tangierten Magnetbetrieben des ZVB sei hingegen kein geeignetes Maß 
zur Beurteilung der Wesentlichkeit einer etwaigen Überschneidung. 
Diese Einschätzung kann seitens  des Gutachters nicht geteilt werden. So ist hinsichtlich der Überschnei-
dung des 500 m Radius des Planvorhabens mit dem 500 m Pufferraum des nächstgelegenen zentralen 
Versorgungsbereiches gemäß EHK Fürstenwalde/Spree in der Regel dann von einer unbedenklichen Si-
tuation auszugehen, wenn sich weniger als 10 % der Einwohner in den Einzugsbereichen überschneiden 
(vgl. EHK Fürstenwalde/ Spree, S. 76). Basierend auf dem Wortlaut des EHK Fürstenwalde/Spree kann 
somit ausnahmsweise auch eine unbedenkliche Situation hinsichtlich der Überschneidung der 500 m Ra-
dien vorliegen, wenn diese einen Wert von 10 % übersteigt: von einer unbedenklichen Situation wäre somit 
auch bei einer Überschneidung von über 10 % auszugehen, wenn hierdurch keine wesentlichen städte-
baulichen Auswirkungen für den Bestand und/oder die Entwicklungsmöglichkeiten des tangierten ZVB zu 
erwarten sind. 
Im Überschneidungsbereich zwischen 500 m Radius des Planvorhabens und 500 m Pufferraum des ZVB 
NVZ Süd (vgl. Abbildung 1) leben perspektivisch 1.215 Einwohner (Prognose 2024). Der 500 m Pufferraum 
des ZVB NVZ Süd weist ein perspektivisches Einwohnerpotenzial von 6.198 Einwohnern auf (Prognose 
2024)11. Demnach ergibt sich eine Überschneidung der Einwohnerpotenziale von rd. 19 %, womit eine 
relevante Überschneidung der Einzugsbereiche des Planvorhabens mit den Magnetbetrieben des ZVB 
NZ Süd vorliegt. Dementsprechend sind insbesondere die vorhabeninduzierten absatzwirtschaftlichen Aus-
wirkungen auf den ZVB NZ Süd zur Beurteilungen der Wesentlichkeit der Überschneidung von Relevanz. 
Im Rahmen der Verträglichkeitsanalyse (S+H VG 2020) konnte dargestellt werden, dass keine städtebau-
lich negativen Auswirkungen auf den Bestand und/oder die Entwicklungsmöglichkeiten des ZVB NZ Süd 
zu erwarten sind. Dies ist unter anderem auch darauf zurückzuführen, dass das Planvorhaben einen diffe-
renten Betriebstyp (Lebensmittelvollsortimenter) zu den Magnetbetrieben Netto Marken-Discount und 
Netto Stavenhagen des ZVB NZ Süd (Lebensmitteldiscounter) aufweist und folglich nicht im direkten Wett-
bewerb zu diesen steht, was auch unter Würdigung der Überschneidung der Einzugsbereiche zu einer 
verringerten Intensität der zu erwartenden absatzwirtschaftlichen Auswirkungen führt (vgl. S+H VG 2020, 
Kapitel 6.2 und 6.3). Die Begründung von TW 2021, dass beide Netto-Märkte im Gegensatz zu Aldi und 
Lidl „Markenartikel“ führen, ist unerheblich, da das EHK Fürstenwalde/Spree sowie der LEP HR den Begriff 
„Markenartikel“ nicht kennen, sondern nur Sortimente auflistet. 
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Eine wesentliche Überschneidung des 500 m Radius des Planvorhabens mit dem 500 m Pufferraum des 
nächstgelegenen zentralen Versorgungsbereiches ist somit angesichts der nicht zu erwartenden Auswir-
kungen auf den ZVB NZ Süd auch bei der vorliegenden Überschneidung von rd. 19 % zwischen Vorha-
benstandort und Puffer des ZVB NZ Süd nicht gegeben. 
 
Hinreichende Verkehrszentralität des Vorhabenstandortes 
Im Rahmen der Stellungnahme TW 2021 wird angemerkt, dass der Vorhabenstandort nicht die im EHK 
Fürstenwalde/Spree gewünschte Verkehrszentralität aufweist. 
Dieser Argumentation kann nicht gefolgt werden. So weist das EHK Fürstenwalde/ Spree als eines der 
Kriterien für die Ansiedlung von Nahversorgungsvorhaben in integrierten Lagen das Vorhandensein eines 
ÖPNV-Anschlusses auf (s. oben). Weitere Anforderungen an die Verkehrszentralität werden seitens des 
EHK Fürstenwalde/ Spree nicht gestellt. 
Die Schaffung einer Bushaltestelle ist nach Auskunft der Stadt Fürstenwalde/Spree (Mail vom 21.12.2021) 
Bestandteil der Planung. Folglich wird das Kriterium eines ÖPNV Anschlusses am Vorhabenstandort per-
spektivisch erfüllt. Ferner weist der Vorhabenstandort eine sehr gute fußläufige Erreichbarkeit für die um-
liegenden Siedlungsbereiche auf (vgl. S+H VG 2020, Kapitel 3.1). 
Eine hinreichende Verkehrszentralität ist somit gegeben. 
 
Dimensionierung des Vorhabens 
Der Einwender merkt an, dass die geplante Verkaufsfläche von rd. 2.000 m² nicht damit gerechtfertigt wer-
den könne, dass es sich um die aktuelle Markteintrittsgröße von EDEKA-Märkten handele, da EDEKA auch 
weiterhin Märkte mit kleineren Verkaufsflächen eröffnet. Ferner dürfe sich die Dimensionierung des Plan-
vorhabens nicht an gängigen Markteintrittsgrößen von Betreibern richten, sondern vielmehr am bestehen-
den Nachfragepotenzial im unterversorgten Bereich. 
Der Gutachter stimmt der Einschätzung zu, dass sich die Vorhabendimensionierung primär am bestehen-
den Potenzial orientieren sollte und nicht ausschließlich an aktuellen Markteintrittsgrößen des Betreibers 
EDEKA. Diesbezüglich sei erwähnt, dass im Rahmen dieser Stellungnahme sowie in der Verträglichkeits-
analyse (S+H VG 2020) nachgewiesen werden konnte, dass das Planvorhaben angemessen dimensioniert 
in Bezug auf das Nachfragepotenzial im (situativen) Nahbereich ist. Des Weiteren sind vom Planvorhaben 
keine städtebaulich negativen Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche in Fürstenwalde/Spree zu 
erwarten. 
Das Planvorhaben ist somit in seiner vorgesehenen Dimensionierung sowohl konform hinsichtlich konzep-
tioneller Aspekte (EHK Fürstenwalde/Spree) sowie zu den normativen Aspekten des LEP HR 2019. 
 
Fazit 

Á Das Planvorhaben entspricht der in Ziel 2.13 des LEP HR 2019 implementierten Ausnahmeregelung 
für großflächige Einzelhandelseinrichtungen mit zentrenrelevantem Kernsortiment für die Nahversor-
gung außerhalb zentraler Versorgungsbereiche; 

Á Das Planvorhaben ist als konform zu den Entwicklungsempfehlungen zur Nahversorgung in integrier-
ten Lagen außerhalb zentraler Versorgungsbereiche des EHK Fürstenwalde/Spree anzusehen. Die 
Ansiedlungsregeln des EHK Fürstenwalde/Spree wurden im Rahmen der Bauleitplanung bzw. im S+H 
VG 2020 folglich hinreichend gewürdigt. 

Das Planvorhaben ist somit in seiner vorgesehenen Dimensionierung sowohl konform hinsichtlich 
konzeptioneller Aspekte (EHK Fürstenwalde/Spree) sowie zu den normativen Aspekten des LEP HR 
2019. Eine Überdimensionierung in Bezug auf die Nahversorgungsfunktion des Planvorhabens 
kann nicht bestätigt werden. 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

Den Anregungen und Bedenken wird nicht gefolgt. 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 ____________________________________________________________________________________ 

B2 Bürger 2  

Stellungnahme vom: 22.02.2021 (im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung) 
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Sachverhalt: 

Hiermit möchte ich meine Bedenken und Anregungen zur Aufstellung des o.g. B-Planes mitteilen. Für mein 
Verständnis sind Wohngebieten Supermärkte mit der vorgesehenen Verkaufsflächengröße nicht zulässig. 
Nach Baunutzungsverordnung sind der Versorgung des Gebietes dienende Läden zulässig. Für die Ver-
sorgung des Wohngebietes sollten 800 m² Verkaufsfläche dafür die Höchstgrenze sein, insbesondere weil 
es sich hier nach dem Charakter der baulichen Nutzung um ein reines Wohngebiet handelt. Außerdem gibt 
es in Fürstenwalde/Süd 6 Supermärkte, die ausreichend Kapazität haben und gute zu erreichen sind. Meh-
rere Märkte wurden in den letzten Jahren geschlossen. Ein Rückbau bzw. Entsiegelung der Fläche ist mir 
nicht bekannt. Vorteilhafter wäre es zur Verbessrung des Stadtbildes und der Lebendigkeit der Innenstadt, 
die Einzelhandelsgeschäfte zu stärken. 
 
Der FNP kann nicht beliebig geändert werden, weil ein Investor den Anspruch auf einer großen Verkaufs-
fläche und zusätzlich große versiegelte Stellplätze hat 
 
Die Bewohner des Gebietes haben ein Wohngrundstück erworben und bebaut, um dort ohne unnötige 
Störungen (Verkehr, Lärm, Verschlechterung des Mikroklimas) zu wohnen. Das Wohnen wird jedoch durch 
die Errichtung eines derart großen Marktes verschlechtert. Das Argument der kurzen Einkaufswege für das 
Wohngebiet zum Einkaufen zu Fuß oder mit dem Fahrrad zur Reduzierung des Autoverkehrs, trifft für grö-
ßere Märkte nur in geringem Maße zu, weil dort größere Einkäufe getätigt werden. Ältere aber auch zu-
nehmend jüngere Menschen nehmen dazu eher das Auto. Außerdem ist abzusehen, dass KäuferInnen 
aus entfernt liegenden Gebieten mit dem Auto anreisen werden. Es sollte dies auch unter dem Aspekt der 
Coronainfektionen und ähnliche betrachtet werden. 
 
Wegen der Knappheit von Bauland für Wohngebäude sollte das für den Klima- und Naturschutz wertvolle 
Grünland vorzugsweise (wenn es schon bebaut werden soll) für den Wohnungsbau beplant werden. Die 
Fläche liegt in einem Wohngebiet mit Charakter eines reinen Wohngebietes und würde durch Hausgärten 
zur Verbesserung der Biodiversität beitragen. 
 
Wird der B-Plan für einen Lebensmittelmarkt auf Grundlage geltenden Rechts und des tatsächlichen Be-
darfs für das umgebende Wohngebiet genehmigt, sollten wegen des zu erwartenden erhöhten Verkehrs-
aufkommen auch die alteingesessenen Bewohner keine weiteren Nachteile durch den Verkehr haben. Die 
Verkehrsbelästigungen in den alten Wohngebietsstraßen haben in den letzten Jahren insbesondere durch 
die Verdichtung und durch die Errichtung der Wohngebiete Kastanienweg und am Erlenweg erheblich zu-
genommen. In diesen Gebieten wurden wirksame Verkehrsberuhigungsmaßnahmen durchgeführt und die 
Straßen teilweise für den Durchgangsverkehr gesperrt. In den alten Wohngebieten hingegen wurden Ver-
kehrsberuhigungsmaßnahmen nur in einigen Abschnitten durchgeführt, obwohl diese Wohngebietsstraßen 
den zusätzlichen Verkehr der neuen B-Plangebiete mit all seinen Nachteilen aufnehmen. Durch den zu-
nehmenden Autoverkehr ist die Aufenthaltsqualität in den Hausgärten und auf den Terrassen durch Lärm 
und Abgase die überwiegende Zeit unzumutbar geworden. Eine Entlastung ist durch die Befestigung der 
Straße „An der Kohlenbahn“ und des Erlenweges zu erreichen, damit der der Autoverkehr auch auf diesem 
Weg aus Richtung der Wohngebiete Kastanienweg und Erlenweg zum neuen Markt gelangen kann. Sollte 
der Ausbau nicht zeitgleich mit der Errichtung des Marktes möglich sein, ist bis zur Eröffnung des Marktes 
vorrübergehend eine Befestigung mit einer angespritzten Bitumendecke ausreichend. Zur gleichmäßigen 
Verteilung des Verkehrs auf alle Wohngebietsstraßen und zur Verbesserung der Wohnqualität in den alten 
Wohnbereichen sind auch auf den bisher nicht berücksichtigten Straßenabschnitten geeignete bauliche 
Verkehrsberuhigungsmaßnahmen (z.B. Fahrbahneinengungen und Bepflanzungen) notwendig. Die Be-
schilderung mit dem Zeichen 325 sollte auch auf den bisher nicht berücksichtigen Straßenabschnitten er-
folgen. Weil der Pappelweg keine gleichen Verkehrsberuhigungen wie der Buchen-/Robinienweg und 
Lange Straße hat, wird er trotz Umweg gern als schnellere Verbindung an Stelle der v.g. Straßen benutzt 
und oft mit überhöhter Geschwindigkeit befahren. Um dies zu unterbinden, sind auch im Pappelweg gleich-
rangige und wirksame Verkehrsberuhigungsmaßnahmen wie in den zuvor genannten Straßen notwendig. 
Leider haben im Wohngebiet die Geschwindigkeitsüberschreitungen in den letzten Jahren zugenommen. 
Dieser Trend ist nur durch die genannten Maßnahmen zu stoppen. 
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Abwägungsrelevanz 

Auswertung: 

Es ist richtig, dass in reinen sowie in allgemeinen Wohngebieten nur solche Läden angesiedelt werden 
können, die der Versorgung des Gebietes dienen und daher in der Regel nicht mehr als 800 m² Verkaufs-
fläche aufweisen dürfen. Im vorliegenden Fall handelt es sich allerdings um die Bebauung eines Teils einer 
84.000 m² großen landwirtschaftlich genutzten Flächen. Die Zulässigkeit des Vorhabens wird im Rahmen 
der Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes einschließlich Verträglichkeitsanalyse ge-
klärt. Die vorhabenbezogene Verträglichkeitsanalyse weist die Übereinstimmung des Vorhabens mit den 
Inhalten und Zielen der 1. Fortschreibung des Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes von 2017 nach. Wei-
terhin ist gemäß der Verträglichkeitsanalyse „Gesamtheitliche Betrachtung für die Entwicklung von Nah-
versorgungsvorhaben in Fürstenwalde/Spree“ (Stand: Februar 2020) aus fachgutachtlicher Sicht eine 
Realisierung eines Einzelhandelsvorhabens am Standort Lange Straße zu priorisieren. Die nächstgelege-
nen strukturprägenden Wettbewerber sind Lebensmitteldiscounter in der August-Bebel-Straße in 1.100 m 
(Netto Stavenhagen) und in 1.200 m (Netto) fußläufiger Entfernung, sodass eine fußläufige Erreichbarkeit 
einer optimal versorgten Bevölkerung bislang nicht gewährleistet ist. Des Weiteren ist in Fürstenwalde bei 
der Angebotsvielfalt ein deutlicher Schwerpunkt im Segment Discounter zu erkennen (13 Discounter, 2 
Supermärkte und 2 Verbrauchermärkte). Die Stadt übernimmt weiterhin als Mittelzentrum im ländlich ge-
prägten Raum eine Versorgungsfunktion für die umliegenden Kommunen/Gemeinden, insbesondere für 
die Gemeinde Rauen, welche über keine strukturprägenden Lebensmittelmärkte verfügt. Der neue Markt 
in dieser Form wird weder die drei bestehenden zentralen Versorgungsbereiche der Stadt (Innenstadtzent-
rum, Nebenzentrum Nord, Nebenzentrum Süd) oder die kleinteilige Nahversorgung weder in der Stadt noch 
in der Region im Bestand oder den Entwicklungschancen beeinträchtigen.  

Die Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgt auf Grundlage eines Beschlusses der Stadtverordnetenver-
sammlung vom 14.05.2020. Da die Festsetzungen des Bebauungsplanes die Ziele des FNP widerspre-
chen, ist der FNP gemäß § 8 Abs. 3 BauGB parallel anzupassen. 

Der künftige Markt soll über die Lange Straße sowie über die Straße „An der Kohlenbahn“ fußläufig ange-
schlossen sein. Weiterhin werden Fahrradstellplätze und Stellplätze für die Elektromobilität in der Planung 
berücksichtigt. Es ist gemäß der verkehrstechnischen Untersuchung davon auszugehen, dass Kunden den 
Markt anteilig im Zuge von Wege bzw. Wegeketten besuchen werden, die bereits jetzt in ihrem Tagesablauf 
enthalten sind (zum Beispiel auf dem Weg zur Arbeit), sodass kein neuer Verkehr induziert wird. Es ist also 
wahrscheinlich, dass ein Teil des unterstellten Verkehrs bereits im umliegenden Straßennetz abgewickelt 
und nicht als zusätzlicher Verkehr auftreten (Mitnahmeeffekt). Weiterhin übernimmt die Stadt als Mittel-
zentrum im ländlich geprägten Raum eine Versorgungsfunktion für die umliegenden Kommunen/Gemein-
den, insbesondere für die Gemeinde Rauen, welche über keine strukturprägenden Lebensmittelmärkte 
verfügt. In Bezug auf die örtliche Lärmsituation stellt der Gutachter fest, dass es bereits ohne die Realisie-
rung des Vorhabens leichte Überschreitungen der Immissionsrichtwerte für allgemeine Wohngebiete gibt, 
die jedoch unterhalb der Schwelle der Gesundheitsgefährdung liegen. Vor diesem Hintergrund urteilt der 
Gutachter, dass die zu erwartende Pegelzunahme durch das Vorhaben unterhalb der Wahrnehmbarkeits-
schwelle von 1,0 dB(A) liegen wird. Immissionsschutzrechtlich ist das Vorhaben daher als unproblematisch 
anzusehen. Einhaltung von Hygienemaßnahme sind im Betriebsablauf zu beachten. 

Es ist richtig, dass immer dort, wo auf bisher unbebautem Gelände Bebauung stattfindet, im Regelfall Grün 
versiegelt wird. Im vorliegenden Fall handelt es sich um eine Fläche, die bereits seit langer Zeit immer zu 
Baulandzwecken vorgesehen war. Der Flächennutzungsplan sah diese Fläche als Schulstandort vor. Die 
Bebauung dieser innerörtlichen Fläche ist in jedem Fall einer Fläche außerhalb des Siedlungszusammen-
hanges („auf der grünen Wiese“) vorzuziehen, zumal im Zuge der Planung ein Grünbereich zur Unterbre-
chung des großflächigen Baugebietes von 83.000 m² vorgesehen wird und eine Reihe von Festsetzungen 
im Plan dafür Sorge tragen werden, dass das Marktgrundstück eine angemessene Durchgrünung erfahren 
wird. Zur Sicherung des Grünlands werden die im Landschaftsplan festgesetzten Ziele im Rahmen der 32. 
Änderung des FNP übernommen und eine ca. 4 ha Grünanlage mit der Zweckbestimmung dargestellt. Ein 
Teil der bislang landwirtschaftlich genutzten Fläche bleibt, wie bislang im FNP dargestellt, als Wohnbauflä-
che erhalten 

Die Anregung zu mehr Verkehrsberuhigung in Wohngebieten ist verständlich, jedoch gelangte die Ver-
kehrstechnische Untersuchung zu dem Ergebnis, „dass das durch das Bauvorhaben zu erwartende Ver-
kehrsaufkommen vergleichsweise gering ist. Dadurch wird das Vorhaben keinen maßgebenden Einfluss 
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auf die Verkehrsabwicklung an bestehenden Knotenpunkten und nachgelagerten Straßenabschnitten ha-
ben. Es bestehen ausreichend Kapazitätsreserven, um das zusätzliche Verkehrsaufkommen aufnehmen 
zu können.“ Es ist weiterhin gemäß der verkehrstechnischen Untersuchung davon auszugehen, dass Kun-
den den Markt anteilig im Zuge von Wege bzw. Wegeketten besuchen werden, die bereits jetzt in ihrem 
Tagesablauf enthalten sind (zum Beispiel auf dem Weg zur Arbeit), sodass kein neuer Verkehr induziert 
wird. Es ist also wahrscheinlich, dass ein Teil des unterstellten Verkehrs bereits im umliegenden Straßen-
netz abgewickelt und nicht als zusätzlicher Verkehr auftreten (Mitnahmeeffekt). Beim Pappelweg handelt 
es sich gemäß § 2(1) Brandenburger Straßengesetz (BbgStrG) um eine öffentliche Straße, die dem öffent-
lichen Verkehr gewidmet ist. Entsprechend § 14(2) BbgStrG ist der Gebrauch der öffentlichen Straße je-
dermann im Rahmen der Widmung und der Straßenverkehrsvorschriften innerhalb der verkehrsüblichen 
Grenzen gestattet (Gemeingebrauch). Die Voraussetzung für die Verkehrsrechtliche Anordnung eines Ver-
kehrsberuhigten Bereiches durch das Straßenverkehrsamt ist eine bauliche Umgestaltung der Straße, so-
dass die Einfahrt in den Verkehrsberuhigten Bereich sofort ersichtlich ist. In der Prioritätenliste der Stadt 
ist dies derzeit nicht vorgesehen. 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen und den Bedenken wird nicht gefolgt. 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 ____________________________________________________________________________________  

B3 Bürger 3  

Stellungnahme vom: 25.02.2021 (im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung) 

Sachverhalt: 

Wie lange will die Stadt noch weiter die Innenstadt entleeren, Kleingeschäfte in den Ruin treiben? Mir ist 
das unverständlich. 

Abwägungsrelevanz 

Auswertung 

Die Stadt Fürstenwalde verfügt über ein gültiges Einzelhandelskonzept (EHK), in welchem für das gesamte 
Stadtgebiet die Versorgungslage in Bezug auf den Einzelhandel analysiert und Defizite ermittelt werden. 
In Bezug auf Fürstenwalde-Süd stellt das EHK in der Fassung der 1. Fortschreibung fest, dass im Westen 
des Stadtteils Fürstenwalde-Süd etwa 4.000 Einwohner nicht optimal an vorhandene Versorgungseinrich-
tungen angebunden sind. Für diese sowie für ca. 200 weitere Einwohner von bereits geplanten Wohnein-
heiten ist die Errichtung des geplanten Marktes an der „Lange Straße“ vorgesehen und gerechtfertigt. 
Zudem wurde begleitend zur Planaufstellung eine fachgutachterliche Verträglichkeitsanalyse durchgeführt, 
die zu dem Ergebnis kommt, dass die Ansiedlung des geplanten Marktes in jeder Beziehung städtebaulich 
verträglich ist. Der neue Markt in dieser Form wird weder die drei bestehenden zentralen Versorgungsbe-
reiche der Stadt (Innenstadtzentrum, Nebenzentrum Nord, Nebenzentrum Süd) oder die kleinteilige Nah-
versorgung weder in der Stadt noch in der Region im Bestand oder den Entwicklungschancen 
beeinträchtigen. Es ist daher davon auszugehen, dass die geäußerten Besorgnisse unbegründet sind. 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

 
Den Bedenken wird nicht gefolgt. 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 ____________________________________________________________________________________  



Seite 40 von Seiten: 42 

  vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 67 Vollsortiment-Lebensmittelmarkt Lange Straße“ – Abwägung, 
Stand: 25.02.2022 

 

B4 Bürger 4  

Stellungnahme vom: 26.02.2021 (im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung) 

Sachverhalt: 

Generell lässt sich feststellen, dass in den vergangenen Jahren seit 1990 im südlichen Wohngebiet durch 
Schaffung neuer Wohngebiete (Kastanienweg/Erlenweg/Rückertstraße/Konrad-Naumann-Platz usw.) und 
der stetigen baulichen Verdichtung der vorhandenen Siedlung zwar Wohnraum geschaffen, aber gleichzei-
tig eine immense Flächenversiegelung vorgenommen wurde, welche durch entsprechende Ersatzpflanzun-
gen und andere Maßnahmen nicht ausgeglichen wurde. Im Gegenteil, die modernen Bauherren“ neigen 
eher dazu abzuholzen, zu versiegeln und Grün bis auf leblose Rasenflächen zu beseitigen. Die Auswirkun-
gen dieser „Lebens- und Wohnkultur“ für die Natur, Pflanzen- und Artenvielfalt, den Grundwasserhaushalt 
sind bekannt. Gesetzliche Schranken und kommunalpolitische Regelungen entsprechend den Klimazielen 
der Stadt sind da wünschenswert. Mit der zunehmenden Verdichtung durch die Bebauung im gesamten 
Wohngebiet ist natürlich auch ein erhöhtes Verkehrsaufkommen zu verzeichnen. Die bauliche Maßgabe, 
Stellplätze auf dem eigenen Grundstück herzustellen, existiert zwar im Gesetz, aber aufgrund der Vielzahl 
der PKW pro Haushalt, wird inzwischen auch der öffentliche Straßenraum zum Dauer-Stellplatz umgenutzt. 
Des Weiteren ist festzustellen, dass die „neuen Wohngebiete“ durch ihre spezielle enge Bebauung gegen-
über den „alten Wohngebieten“ entlastet werden. Durch entsprechende Verkehrsregelungen – wie ver-
kehrsberuhigte Zonen/Wohnstraßen wird dies unterstützt. 
 
Die städtebauliche Absicht, einen Lebensmittelmarkt im südlichen Bereich fußläufig und Fahrradfreundlich 
zu errichten, ist grundsätzlich eine positive Ausrichtung. Allerdings ist dabei die Größe des Marktes, die 
Anzahl der Stellplätze, die Beschaffenheit der angrenzenden Straßen und Wege, die Verkehrsregelung 
kritisch in Augenschein zu nehmen. Der Markt von einer Verkaufsfläche von 1630 m² ist durch seine Größe 
und Charakter besonders geeignet, das vorhandene Verkehrsaufkommen aus allen Richtungen zusätzlich 
zu erhöhen. Weder die Rauener Straße/westliche Teile der Lange Straße/Erich-Weinert-Siedlung/Pusch-
kinstraße/Haufstraße/Tauberstraße sind im guten Zustand. Haben weder Rad- noch Fußwege. Die Straße 
„An der Kohlenbahn“ ist derzeit ein Sandweg. Ebenso ist das vorhandene Straßen- und Wegenetz – wie 
Breite Straße/Erlernweg/Buchweg/Robinienweg/Pappelweg – nicht geeignet, zusätzlichen Verkehr zum 
Markt aufzunehmen. 
 
Hinweise zum B-Plan: Auflagen zur gerechten Lenkung und Steuerung des Verkehrs im südlich angren-
zenden WG zum Markt des Bebauungsplanes werden.  
 
- Begrenzung der Stellplätze am Markt auf das Mindestmaß  
- Der Weg „An der Kohlenbahn“ sollte als Zufahrt hergestellt werden  
- Die „30 Zone“ sollte auch dort eingeführt werden, wo jetzt eine „Verkehrsberuhigte Zone“ gilt, um eine 
ausgleichende gerechte Steuerung des Verkehrs im Gebiet herbeizuführen.  
 
Das Straßenverkehrsamt des Landkreises sollte in Abstimmung mit der Stadtverwaltung  
 
- Die Geschwindigkeitseinhaltung in der Zone 30 verstärkt kontrollieren  
- Das widerrechtliche Abstellen von PKW im öffentlichen Raum sollte unterbunden werden (Erheben von 
Stellplatzgebühren)  
 
Für die flächenmäßige Versiegelung durch den Markt samt Stellplätze sollte der entsprechende Grünaus-
gleich hergestellt werden. 
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Abwägungsrelevanz 

Auswertung 

Die allgemeinen Ausführungen zur Wohnungsbauentwicklung in Fürstenwalde-Süd und deren Auswirkun-
gen entziehen sich der Abwägung im Rahmen dieses Bebauungsplanverfahrens. Es können nur solche 
Sachverhalte abgewogen werden, die sich auf Festsetzungen im Geltungsbereich des Planes beziehen.  

Der künftige Markt soll über die Lange Straße sowie über die Straße „An der Kohlenbahn“ fußläufig ange-
schlossen sein. Weiterhin werden Fahrradstellplätze und Stellplätze für die Elektromobilität in der Planung 
berücksichtigt. Es ist gemäß der verkehrstechnischen Untersuchung davon auszugehen, dass Kunden den 
Markt anteilig im Zuge von Wege bzw. Wegeketten besuchen werden, die bereits jetzt in ihrem Tagesablauf 
enthalten sind (zum Beispiel auf dem Weg zur Arbeit), sodass kein neuer Verkehr induziert wird. Es ist also 
wahrscheinlich, dass ein Teil des unterstellten Verkehrs bereits im umliegenden Straßennetz abgewickelt 
und nicht als zusätzlicher Verkehr auftreten (Mitnahmeeffekt). 

Es wird eine Reihe von Anregungen im Zusammenhang mit Verkehrsfragen vorgebracht. Diese beziehen 
sich zum größten Teil auf Maßnahmen zur Verkehrsregelung, die sich nicht nach Bauplanungsrecht fest-
setzen lassen und –da sie nach anderen gesetzlichen Bestimmungen abschließend geregelt sind (StVO)- 
auch nicht der Abwägung im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens unterliegen (Einrichten einer Tempo 
30 Zone, Erheben von Stellplatzgebühren im Straßenraum, Ausbau der Straße „An der Kohlenbahn“, Ver-
kehrsüberwachung Geschwindigkeitskontrollen). Daneben verbleibt eine Anregung, die abgewogen wer-
den kann. Diese bezieht sich auf die Begrenzung der Stellplätze auf das Mindestmaß: Die Anzahl der 
geplanten Stellplätze wird auf ca. 130 Stellplätze begrenzt. Diese Anzahl entspricht den üblichen Maßzah-
len für die Bemessung von Kunden- und Beschäftigtenparkplätzen für Verkaufseinrichtungen der hier ge-
planten Größenordnung. Die Anzahl wurde bereits im Rahmen von Vorgesprächen auf dieses Maß 
reduziert, so dass es sich bereits an der Mindestgrenze dessen bewegt, was der zukünftige Marktbetreiber 
noch für ausreichend hält. 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen und den Bedenken wird nicht gefolgt. 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 ____________________________________________________________________________________  

B5 Bürger 5  

Stellungnahme vom: 12.04.2021 (im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung) 

Sachverhalt: 

Wie mit Ihnen vor 14 Tagen bereits telefonisch besprochen, bitte ich hinsichtlich des oben benannten Bau-
vorhabens, um Prüfung der Verkehrslage Lange Straße, für die Anwohnerin, meine Mutter, im Eigenheim 
Lange Straße XX (hinter der Bushaltestelle), sowie im Namen der rechts und links liegenden Nachbarn mit 
Eigenheim). Das zu erwartene Verkehrsaufkommen wird nach Fertigstellung sich zunehmend erhöhen und 
fordert diesbezüglich für die Anwohnerin und Anwohner schon jetzt erhebliche Schwierigkeiten in der 
Ein/Zufahrt des Grundstückes, da dauerhaft parkende Autos (ab 16:00 zunehmend) und Wochenenden 
dauerhaft hier dies nicht ermöglichen. Ein Vorortgespräch mit Herrn Wichmann blieb bis zum gegenwärti-
gen Zeitpunkt erfolglos. Hier wurde eine Rücksprache mit Ihnen vor Erstellung des Bebauungsplanes unter 
Beteiligung der Öffentlichkeit seinerseits angeraten. Darüber hinaus werden bereits jetzt durch diese Park-
situation erhebliche Einschränkungen für den Gegenverkehr (in beide Richtungen) von den Autofahrern 
abverlangt. Ebenso ist der Busverkehr dadurch enorm beeinträchtigt und die Sicherheit wird für Kinder 
zudem beim Ein/Ausstiegsverhalten (teilweise ohne Sicht) beim Überqueren der Langen Straße erschwert. 
Es wäre hier unbedingt anzuraten beziehungsweise für die Sicherheit hinsichtlich der vorgebrachten 
Gründe erforderlich, eine Prüfung im Beisein der Anwohner vor Ort vorzunehmen, um eine Lösung recht-
zeitig einzubringen. 
 
Des Weiteren, hatte ich Ihnen meine Bedenken im Namen der Anwohner im Erlenweg geäußert, direkt zum 
Feld mit Blickrichtung der Kleingartenanlage, ob ein möglicher Durchgangsverkehr im Vorfeld unterbinden 
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werden könnte (Aufstellen Poller), wie bereits im anderen Teil des Erlenweges (wo ich wohnhaft bin) vor-
handen ist. Dies hat sich bis heute bewehrt und wurde durch alle Anwohner dankend angenommen. Ein 
Durchgangsverkehr hätte sonst von der Grenzstraße in den Erlenweg diese ruhige Wohnlage nicht auf-
rechterhalten können. Die Zu und Einfahrt wäre für Rettungsfahrzeuge/Post/ Müllabfuhr, im verlängerten 
oben beschriebenen Erlenweg aufgrund der Straßenbreite gewährleistet. 

Abwägungsrelevanz 

Auswertung 

In Bezug auf den Verkehr wurde in Begleitung des Planungsprozesses ein Verkehrsgutachten sowie eine 
schalltechnische Untersuchung erstellt. Bezüglich der verkehrlichen Entwicklung stellt das Gutachten fest, 
dass der durch den Markt entstehende Ziel- und Quellverkehr weder die Verkehrsqualität an den betroffe-
nen Knotenpunkten, noch den öffentlichen Personennahverkehr oder die Verkehrsqualität in der „Lange 
Straße“ und in den nachgelagerten Wohnstraßen maßgeblich beeinflussen wird. Insofern ist davon auszu-
gehen, dass durch die Planung keine Verschlechterung der Ist-Situation eintreten wird. 

Die Anregung zu mehr Verkehrsberuhigung in Wohngebieten ist verständlich, jedoch gelangte die Ver-
kehrstechnische Untersuchung zu dem Ergebnis, „dass das durch das Bauvorhaben zu erwartende Ver-
kehrsaufkommen vergleichsweise gering ist. Dadurch wird das Vorhaben keinen maßgebenden Einfluss 
auf die Verkehrsabwicklung an bestehenden Knotenpunkten und nachgelagerten Straßenabschnitten ha-
ben. Es bestehen ausreichend Kapazitätsreserven, um das zusätzliche Verkehrsaufkommen aufnehmen 
zu können.“ Es ist weiterhin gemäß der verkehrstechnischen Untersuchung davon auszugehen, dass Kun-
den den Markt anteilig im Zuge von Wege bzw. Wegeketten besuchen werden, die bereits jetzt in ihrem 
Tagesablauf enthalten sind (zum Beispiel auf dem Weg zur Arbeit), sodass kein neuer Verkehr induziert 
wird. Es ist also wahrscheinlich, dass ein Teil des unterstellten Verkehrs bereits im umliegenden Straßen-
netz abgewickelt und nicht als zusätzlicher Verkehr auftreten (Mitnahmeeffekt). Beim Erlenweg handelt es 
sich gemäß § 2(1) Brandenburger Straßengesetz (BbgStrG) um eine öffentliche Straße, die dem öffentli-
chen Verkehr gewidmet ist. Entsprechend § 14(2) BbgStrG ist der Gebrauch der öffentlichen Straße jeder-
mann im Rahmen der Widmung und der Straßenverkehrsvorschriften innerhalb der verkehrsüblichen 
Grenzen gestattet (Gemeingebrauch). Die Voraussetzung für die Verkehrsrechtliche Anordnung eines Ver-
kehrsberuhigten Bereiches durch das Straßenverkehrsamt ist eine bauliche Umgestaltung der Straße, so-
dass die Einfahrt in den Verkehrsberuhigten Bereich sofort ersichtlich ist. In der Prioritätenliste der Stadt 
ist dies derzeit nicht vorgesehen. 

Abwägungsvorschlag für die Gemeindevertretung: 

 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen und den Bedenken wird nicht gefolgt. 

Zustimmung:  Ja __  Nein __  Enthaltung __  Befangen __ 

 
 
 


